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Wahlsieg der Regime- 
Parteien in der Türkei
Aber die Refah gewann dazu, in Kur­
distan wurde HADEP stärkste Partei
Vach den türkischen Wahlen zeichnet 
nch eine Koalitionsregierung aus den 
reaktionären Parteien AN AP, DYP (Tan- 
w Ciller) und DSP („Demokratische 
Linkspartei“ unter Ecevit) ab. Stärkste 
Partei wurde die „Refah“ Die HADEP. 
erreichte landesweit nur 4,2% - aber in 
Kurdistan ist sie die stärkste Partei.

WAP, DYP und DSP erreichten zu­
sammen ca. 55% der Stimmen, im Par­
ament verfügen sie über ca. 340 der 550 
Sitze. Alle drei Parteien sind strikt an- 
ikurdisch. DSP-Chef Ecevit hatte nach 
ler letzten Parlamentswahl die sozial- 
iemokratische CHP wg. angeblich „pro­
separatistischer Politik“ gespalten, weil 
jiese kurdischen Abgeordneten der 
fffiP erlaubt hatte, auf ihren Listen zu 
andidieren. Die CHP, die nach diesem 
airzen pro-kurdischen Intermezzo mit 
iansu Ciller koaliert und die Verbote 
ler HEP und DEP sowie die Inhaftie- 
ung der kurdischen DEP-Abgeordne- 
enmitgetragen hatte, kam auf ca. 10%. 
Die faschistische MHP scheiterte mit 

1% am Wahlgesetz, wonach nur solche 
Parteien ins Parlament kommen, die 
indesweit 10% und mehr erreichen.

Stärkste Partei wurde die „Refah“- 
(Wohlfahrts)-Partei. Die Partei ent­
stand vor etwa 20 Jahren. Ihr Partei­
vorsitzender Erbakan führte damals in 
einem heftigen Streit in den Industrie- 
und Handelskammern der Türkei eine 
Fraktion kleinerer und mittlerer Unter­
nehmen, die sich gegen die weitere Öff­
nung des Landes für westliche Konzer­
ne und gegen die Übermacht der großen 
türkischen „Holdings“ wehrte und für 
Zollschutz, Aufbau einer eigenen 
Schwerindustrie und Orientierung auf 
den arabischen Raum eintrat. Ihre Ge­
genspieler - u.a. der heutige Staatschef 
Demirel - gewannen, Erbakan wurde 
aus der Kammer ausgestoßen und grün­
dete die „Refah“, die seitdem im Bünd­
nis mit Teilen der islamischen Geist­
lichkeit und Großgrundbesitzern durch 
Armenküchen und ähnliche „Wohlta­
ten“ ihre soziale Basis verbreitert hat. In 
den kurdischen Gebieten hat die Refah 
Anhang u.a. unter Dorfschützern.

Die Partei HADEP und das von ihr ge- 
•führte Bündnis für „Arbeit, Frieden und 
Freiheit“ wurde in den kurdischen Ge­
bieten stärkste Partei. Sie kam in Diyar­
bakir auf 46,5%, in den Provinzen Hak-

Trotz massivster Behinderungen durch türkische Sicherheitskräfte beteiligten sich an den Wahlkund­
gebungen der HADEP, ermutigt auch durch den erneuten Waffenstillstand der PKK, mehrfach mehrere 
zehntausend Menschen, so in Izmir, Diyarbakir und anderen Städten. (Foto aus: „Özgür Politika“)

kari 54,4%, Batman 37,4%, Sirnak 25,9%, 
Van 27,8%, Siirt 26,7%, Mardin 22%, Agri 
18%, Dersim 17%, Mus 16,8%, Bitlis 10%. 
Selbst in Istanbul erhielt die HADEP 
3,5%, in Ankara ca. 2,5%, in Izmir ca. 5%.

Daß die HADEP trotzdem landesweit 
nur ca. 1,4 Millionen Stimmen, d.h. 4,2% 
erhielt, ist eine Folge des türkischen 
Wahlrechts. Etwa 3 Millionen Kurdin­
nen und Kurden, die das Militär aus 
ihren Dörfern vertrieben hat, waren 
nämlich in ihren Fluchtorten nicht als 
Wähler registriert. Etwa die Hälfte der 
kurdischen Bevölkerung dürfte so kein 
Wahlrecht gehabt haben - von den Re­
pressionen des Regimes gegen die HA­
DEP einmal ganz abgesehen.

Die Aussichten für eine politische Lö­
sung der kurdischen Frage sind durch 
den Wahlausgang trotz des von der PKK 
verkündeten Waffenstillstands vermut­
lich nicht besser geworden. Der Versuch 
der europäischen und US-Imperiali- 
sten, mit dem türkischen Militär den 
kurdischen Aufstand mit Gewalt nie­
derzuwerfen und das Land weiter im 
Status einer westlichen Militärbastion 
und Halbkolonie mit Billigstlöhnen und 
Tourismus zu halten, dürfte weiterge­
hen. (rül)

Seite 4/5: Waffen­
stillstand der PKK

Woher kommt Theo Waigels Haushaltsloch?
)ie Steuerlast der Besserverdienenden, vor allem der Konzerne, wird immer geringer
inen in der öffentlichen Diskussion lei­
er kaum beachteten Beitrag zur Dis­
kussion um das von Waigel & Co. be­
klagte „Haushaltsloch“ hat eine Quelle 
^liefert, die eigentlich Waigel eng ver­
binden ist: Die Deutsche Bundesbank, 
hihrem neuesten Monatsbericht liefert 
äe Bank nämlich - wie jeden Monat - 
toten über die Entwicklung der Steuer- 
innahmen in den letzten Jahren und 
in paar interessante Hinweise zur Er­
klärung dieser Zahlen.
Danach stiegen die staatlichen Ein- 

•ahmen aus Lohnsteuern (der Einfach­
st halber nennen wir im folgenden 
tets nur die Zahlen für das „frühere 
Bundesgebiet“, also das Gebiet der al- 
SiBRD) von 147,6 Mrd. DM (1985) auf 
■41,9 Mrd. DM (1994), also um +64%.
hn gleichen Zeitraum fielen die Ein­

ohmen aus „veranlagter Einkommens­
quer“ von 28,6 Mrd. DM (1985) auf 26,5 
&d.DM (1994), also um 7%. Zur Ein- 
Wnenssteuer veranlagt wurden 1994 
^rsonen, die alleinstehend mehr als 
ft-000 DM im Jahr steuerpflichtiges 
-inkommen hatten, bei Verheirateten

Doppelte, oder Personen, die aus 

anderen Gründen (z.B. Eigenheim) eine 
»Veranlagung“ beantragt hatten. In der 
Regel kann man also sagen: zur Ein­
kommenssteuer „veranlagt“ werden Be­
zieher mittlerer oder höherer Einkom­
men.

Das Aufkommen aus Körperschafts­
steuern der Untemehmen/zeZ sogar von
31.8 Mrd. DM (1985) auf 18,6 Mrd. DM 
(1994), d.h. um42%!

Lediglich die sog. „Kapitalertrags­
steuern“ (Zinssteuern, Steuer auf Divi­
denden u.ä.) stiegen von 6,2 Mrd. DM 
(1985) auf 30,6 Mrd. DM (1994). Die 
schroffe soziale Spaltung bei der Steu­
erlast bleibt aber auch unter Einschluß 
dieser Steuern bestehen: Das Aufkom­
men aus veranlagten Einkommenssteu­
ern, Körperschafts- und Kapitalertrag­
steuern zusammen stieg nämlich nur 
von 66,6 Mrd.' DM (1985) auf 75,7 Mrd. 
DM (1994), d.h. um 14%:

Volumenmäßig am stärksten stiegen 
wieder einmal die Umsatzsteuern: Von
109.8 Mrd. DM (1985) auf 222,3 Mrd. DM 
(1994), d.h. um 102%. Da es sich auch 
hier um Steuern handelt, die die Bezie­
her niedriger Einkommen am stärksten 

belasten, bleibt das Ergebnis das glei­
che:

Die Regierung Kohl hat mit ihrer Steu­
erpolitik in den vergangenen zehn Jah­
ren systematisch die Konzerne und Be­
zieher höherer Einkommen entlastet, 
während die Bezieher niedriger Ein­
kommen immer höher belastet wurden.

Im Feudalismus lautete die Steuerpo­
litik: Der Adel ist qua Geburtsrecht 
steuerfrei. Jetzt sind zwar die Parolen 
anders: „Entlastung der Leistungsträ­
ger“, „den Industriestandort sichern“ 
usw. - die soziale Wirkung der Steuer-, 
Politik ist aber wieder dieselbe. Umso 
grotesker ist es da, daß dann noch mit 
der Parole „schlanker Staat“ gerade den 
Bevölkerungsteilen die Ansprüche auf 
staatliche Leistungen gestrichen wer­
den, die die Hauptlast der Steuern zah­
len.

Einen beträchtlichen Anteil an dieser 
schroffen sozialen Spaltung der Steuer­
lasten dürfte dabei in den letzten Jah­
ren die Plünderung des Ostens, d.h. der 
neuen Bundesländer, gehabt haben. 
Wer genügend Geld hatte, um sich an 
diesem Raubzug zu beteiligen, wurde 

steuerlich dafür doppelt und dreifach 
belohnt. So erläutert die Bundesbank 
den - auch 1995 anhaltenden - Rückgang 
bei der „veranlagten Einkommenssteu­
er“ in ihrem Dezember-Monatsbericht 
so: „So dürften vor allem einige zeitlich 
befristete Steuervergünstigungen sehr 
stark ausgenutzt worden sein... Hierzu 
zählen sowohl die Steueranreize für Ei­
genheime ... als auch die großzügigen 
Steuervergünstigungen für Investitio­
nen in den neuen Ländern.“

Um zurück auf Waigels „Haushalts­
loch“ zu kommen: Wären die Körper­
schaftssteuern der Unternehmen in den 
Jahren 1985 bis 1994 genauso gestiegen 
wie die Lohnsteuern, hätte Waigel schon 
1994 33 Mrd. DM mehr Steuern einge­
nommen. Wären die veranlagten Ein­
kommenssteuern auch so gestiegen wie 
die Lohnsteuern, hätte er sogar 53 Mrd. 
DM mehr eingenommen! Der Bundes­
haushalt hätte dann 1994 nicht mit ei­
ner Neuverschuldung-von lmapp 39 
Mrd. DM, sondern mit einem Überschuß 
von 14 Mrd. DM abgeschlossen, (rül) 
Quelle: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht 
Dezember 1995
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Contra Ladenschluß und 
Nachtarbeitsschutz ,
Am 18.12. hat das Bundeskabinett 
den Gesetzentwurf zur Änderung des 
Ladenschlußgesetzes und zur „Neu­
regelung der Arbeitszeit in Bäckerei­
en und Konditoreien“ beschlossen 
und dem Bundesrat zur ersten Bera­
tung zugeleitet. Der Ladenschluß soll 
weiter „gelockert“ werden, in der 
Hauptsache ein Raubzug an der Ar­
beitskraft und Gesundheit von Ver­
käuferinnen und Beschäftigten in 
Bäckereien und Konditoreien und 
eine weitere Förderung der Konzen­
tration im Einzelhandel zulasten der 
kleinen Einzelhändler. Die Laden­
schlußzeiten werden bis abends 20 
Uhr verlängert, die Landesregierun­
gen sollen entscheiden, ob Samstags 
generell bis 18 Uhr geöffnet werden 
darf. HBV, DAG und Einzelhandels­
verband lehnen den Entwurf ent­
schieden ab. Das Nachtbackverbot 
für Bäckerein und Konditoreien soll 
ebenfalls beseitigt werden, so daß 
ruinöse Arbeitszeiten vor allem in den 
Brot- und Backwarenfabriken mög­
lich werden.

Neue Erbschafts-, Vermö­
gens-und Grundsteuer
Eine Arbeitsgruppe der Finanzmini­
ster von Bund und Ländern berät seit 
einiger Zeit über Änderungen bei die­
sen Steuern. Anlaß ist das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, das die 
sog. Einheitswertbesteuerung von 
Grundstücken und Immobilien als 
verfassungswidrig abgelehnt - hatte. 
Durch eine Neufassung der Freibe­
träge soll nun angeblich verhindert 
werden, daß Eigenheime u.ä. durch 
eine womöglich zu hohe Erbschafts­
steuer nicht mehr an die Kinder oder 
Enkel vererbt werden können. Die 
CDU/CSU-Minister, die FDP und die 
Kapitalisten wollen bei diesen Bera­
tungen am Ende die Vermögenssteu­
er ganz abschaffen und die für große 
Erbschaften und Schenkungen oh­
nehin schon jetzt sehr geringe Erb­
schaftssteuer noch weiter senken. Vor 
allem Betriebe sollen entlastet wer­
den. So soll der sogenannte „Bewer­
tungsabschlag“ bei der Vererbung von 
Betrieben von jetzt 25 auf künftig 40% 
erhöht werden. Bei „Gebrauchsver- 

, mögen“, also z.B. Eigenheimen, gilt 
pro Vererbenden ein Freibetrag von 
400.000 DM, den dieser auf seine Er­
ben verteilen kann. Der Versorgungs­
freibetrag bei Ehegatten soll auf 
500.000 DM steigen. Die SPD-Mini­
sterpräsidenten drängen darauf, daß 
am Ende trotzdem das Aufkommen 
aus der Erbschaftssteuer steigen soll 
- daß also große Vermögen stärker be­
steuert werden. Für 1996 wird bisher 
ein Aufkommen an Vermögenssteuer 
von 8,5 Mrd. DM und an Erbschafts­
steuer von 3,6 Mrd. DM erwartet.

Neue Kürzung der Sozialhilfe 
noch nicht in Kraft
Der Bundesrat hat auf seiner letzten 
Sitzung in 1995 die von der Bundes­
regierung geplanten Kürzungen bei 
der Arbeitslosenhilfe (Befristung 
u.ä.) sowie im Asylbewerberleistungs­
gesetz abgelehnt. Damit treten diese 
Kürzungen nicht, wie von der Bun­
desregierung ursprünglich geplant, 

zum 1.1.96 in Kraft, sondern müssen 
noch einmal in den Bundestag und 
evtl, auch noch in den Vermittlungs­
ausschuß von Bundesrat und Bun­
destag.

Gesundheits„reform“, Teil III 
Äm 18.12. stellte Bundesgesundheits­
minister Seehofer die „Eckpunkte“ 
des sog. Teils 3 der Gesundheits„re- 
form“ vor. Der Versuch der FDP, die 
Arbeitgeberbeiträge ganz abzuschaf­
fen, ist zurückgestellt. Dafür sehen 
die Eckpunkte vor, daß künftig Bei­
tragsanhebungen der Kassen einer 
Dreiviertelmehrheit der Stimmen be­
dürfen, was den Vertretern der Kapi­
talisten faktisch ein Vetorecht gegen 
jede Anhebung der Beiträge in die 
.Hand gibt. Bei Kassen, in denen die 
Kapitalisten nicht paritätisch vertre­
ten sind, gilt entsprechend, daß ihr 
Beitragssatz den halben durch­
schnittlichen Beitragssatz der Orts­
krankenkassen nicht übersteigen 
darf. Zuzahlungen von Versicherten 
werden künftig alle zwei Jahre auto­
matisch entsprechend dem Durch­
schnittsentgelt angehoben, womit 
ständig steigende „Selbstbeteili­
gung“ zur Norm wird. Die Zuzahlun­
gen für Kuren, Rezeptgebühren u.ä. 
steigen sofort, außerdem soll bei Ku­
ren ein Teil des Urlaubs „angerech­
net“ werden. Den Arbeitgeberverbän­
den gehen die Eckpunkte nicht weit 
genug, sie fordern, ihre Zahlungen zur 
Krankenversicherung mindestens 
einzufrieren, besser noch ganz aufzu­
heben. In der Presse werden die „Eck­
punkte“ als „Bonbon“ für die FDP und 
ihr Klientel der Besserverdienenden 
gehandelt, denen mehr „Wahlfreihei­
ten“ angeboten werden, vor allem, 
wenn sie noch jung und gesund sind. 

-Die eigentlichen Einschnitte würden 
die Regierungsparteien erst nach den 
Wahlen im März bekanntgeben, heißt 
es weiter.

Albanien: Neue Kredite und 
neue Geschäfte
Am 18. Dezember weilte der Präsident 
der Republik Albanien, Sali Berisha, 
in Bonn. „Entwicklungsminister“ 
Spranger (CSU) unterzeichnete da­
bei ein neues „Projektabkommen“ 
über 47 Millionen DM. Seit 1987 hat 
Albanien von der BRD 304 Millionen 
DM „Entwicklungshilfe“ erhalten, 
größtenteils in Form rückzahlbarer 
Kredite. Diese zinsbringende „Hilfe“ 
bringt inzwischen auch anderweitig 
Früchte. Der „Deutsche Industrie- 
und Handelstag“ äußerte sich „sehr 
interessiert“ an Albanien-Geschäf­
ten. Die Preussag will die albanischen 
Chromerzvorkommen ausbeuten und 
bereitet ein entsprechendes Abkom­
men vor, die Telekom will das albani­
sche Telefonnetz, und Siemens sam­
melt bereits zahlreiche Elektroaufträ­
ge. Die deutsche Balkanexpansion via 
Albanien kommt also zügig voran.

Was kommt demnächst?
Bundestag und Bundesrat sind in der 
„Weihnachtspause“. Am 6. Januar 
fuhrt die FDP ihr „Dreikönigstreffen“ 
durch. Vom 8. bis 11. Januar tagt die 
CSU in Wildbad-Kreuth, am 26J27. Ja­
nuar sind in Wildbad-Kreuth „Strate­
giegespräche“ mit der CDU vorgese­
hen, bei denen es u.a. um eine weite-

Ausbildungsförderung als 
Bankengeschäft
Proteste gegen Rüttgers BAFöG-„Reform“ 
Dokumentiert: Eine Rede in Kassel, 6.12.

In zahlreichen Städten haben in den 
vergangenen Wochen Studierende ge­
gen die von den Regierungsparteien ge­
plante Umstellung der Ausbildungsför­
derung auf banküblich verzinste Darle­
hen protestiert. Wir dokumentieren ei­
nen (aus Platzgründen gekürzten) Re­
debeitrag aus Kassel, wo am 6. Dezem­
ber 10.000 Studierende, Schüler und 
Auszubildende gegen diese Pläne de­
monstrierten.

(...) Wir haben... uns... entschieden, zu­
sammen mit Auszubildenden, Schüle­
rinnen und Schülern zu dem heutigen 
Streiktag zu mobilisieren. Und zwar aus 
zwei Gründen:
Erstens, weil wir es wichtig finden, ge­

meinsam mit allen Bereichen zu de­
monstrieren, uns nicht spalten zu lassen 
und zu betonen, daß wir Jugendliche ge­
meinsame Interessen haben, für die wir 
auch gemeinsam eintreten, wenn es 
notwendig ist.

Zweitens, weil für uns Studentinnen 
und Studenten der heutige Tag eine 
höchst symboli­
sche Bedeutung 
hat. Während wir 
hier demonstrie­
ren, sitzen Kohl 

’ und seine Freunde 
in Bonn zusammen 
und beschließen 
eine Verzinsung des 
Bafögs mit mark­
tüblichen Zinsen 
von 8,5%. Ur­
sprünglich wollten 
sie den Beschluß 
direkt heute fällen, 
haben ihn jetzt 
aber wegen der 
Bosniendebatte 
auf den 13.12. ver­
schoben.

< Konkret wird das nichts anderes 
heißen, als daß ein normaler Bafögemp­
fänger, der heute nach seinem Studium 
35.000 DM zurückzahlt, dann das Dop­
pelte, nämlich genau 70.000 DM zurück­
zahlen muß. Die Differenz, nämlich ge­
nau 35.000 DM pro Bafögempfänger, 
geht dann an eine der bedürftigsten, so­
zial Unterdrücktesten Schichten in der 
Bundesrepublik: An die Deutschen 
Banken.

Was hinter dieser Politik der Unter- 
nehmerregierung Kohl steckt, macht 
ein bildungspolitisches Strategiepapier 
des Arbeitgeberverbandes vom Juni 
deutlich: „Wir brauchen eine zukunftso­
rientierte Pädagogik, welche die gren­
zenlose Freiheit, soziale Gerechtigkeit 
und Glückseligkeit verheißende Eman­
zipationspädagogik der Vergangenheit 
ablöst, sich von jedweder Form schul­
politischer Gleichmacherei verabschie­
det, die vorhandenen Begabungsres­
sourcen unserer Jugendlichen weckt 
und Leistung fördert.“

Was hier mit einem Abschied von der 
Gleichmacherei gemeint ist, ist nichts 
anderes als ein Wegfegen derjetzten Re­
ste von Chancengleichheit, die in unse­
rem heutigen Bildungssystem noch exi­
stieren. Kohl & Co. geht es weniger um 
die Finanzierung des Bildungsystems 
als um die Durchsetzung ihrer konser­
vativen Bildungswende. In der HNA 
vom letzten Samstag finden wir zum 
Beispiel einen Artikel mit der Über­
schrift: „Kohl will Leistungseliten för­
dern.“ In der gleichen Ausgabe der HNA, 

nur eine Seite vorher, stehen die Plän 
der Kultusministerkonferenz zur Vei 
schärfung des Abiturs und der Ein 
führung von zwölfjährigen Elitegymna 
sien.

Die Vorschläge zur Verzinsung dei 
Bafögs und zur Einführung von 1.000, 
DM Studiengebühren im studentischei 
Bereich sind Teil eines Generalangriff 
auf unser Bildungssystem. Nach den 
Recht auf Arbeit soll nun auch da 
Recht auf Bildung fallen. Schon jetz 
drängen sich bundesweit 1,9 Millionei 
Studierende in Hochschulen, die tu 
970.000 Studierende ausgelegt sind. Die 
Lösung der Kohlregierung heißt: Wej 
mit der leidigen Chancengleichheit 
Studium für Reiche! (...)

Die alte These der Konservativen, dal 
es eben einfach zu viele Studentinner 
und Studenten gibt und wir doch bitte 
schön stattdessen eine Ausbildung ma 
chen sollen, geht auch nicht mehr auf 
Bundesweit fehlen 165.000 Lehrstellen 
jeder Dritte im Osten und jeder Fünfte 
im Westen wird nicht übernommen. Ir 

gendwer muß un: 
dann bei Gelegen 
heit einmal er 
klären, wo wi 
dann überhaupi 
noch hinsollen! Ar 
der Uni will mar 
uns nicht und in 
der Lehre auch 
nicht! Sollen wir 
uns vielleicht ir 
Luft auflösen?

Die Kohlregie­
rung und die Län­
derregierungen 
betreiben Sozial­
abbau um jeden 
Preis. An den 
Schulen fällt Un­
terricht aus, Lehr­

mittel fehlen und obwohl die Schüler­
zahlen steigen werden Lehrerstellen ab­
gebaut.

Die Studentinnen und Studenten der 
GhK sehen ihren Kampf gegen die Ver­
zinsung des Bafögs und die Einführung 
von Studiengebühren deshalb als Teil 
eines gemeinsamen Kampfes von Aus­
zubildenden, Schülerinnen, Schülern, 
Studentinnen und Studenten gegen 
den sozialen Kahlschlag im Bildungs­
sektor. Es ist ein Riesenerfolg, daß wir 
es geschafft haben, heute die gesamte 
Kasseler Jugend an einem Tag auf die 
Straße zu bringen und zu zeigen, daß wir 
uns nicht spalten lassen und für eine ge­
meinsame Zukunft kämpfen. (...) 
schließen sich die Studentinnen und 
Studenten der GhK heute solidarisch 
mit folgenden Forderungen diesem 
Streiktag an:

1. Keine Verzinsung des Bafögs, keine 
Studiengebühren - Für die Herstellung 
von Chancengleichheit!

2. Stopp des Stellenabbaus an den 
Hochschulen!

3. Ausbau der Hochschulen - Verbes­
serung der Lehre!

4. Soziale Mindestsicherung für jede 
und jedeninDeutschland Studierenden 
von 1250,- DM im Monat, d.h. darlehen­
freies, elternunabhängiges Bafög in die­
ser Höhe! (Dies entspricht dem Klin- 
destbedarf nach Angaben des Studen­
tenwerkes)

5. Demokratisierung der Hochschulen 
aus: ASTATISCH, Zeitung des AStA der Ge­
samthochschule Kassel, Nr. 22,14.12.95
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n den Diskussionen deutscher „offizi­
eller“ Kreise spielt, geschürt von re­
vanchistischen Kreisen um die „Su- 
endeutsche Landsmannschaft“ und 

e CSU, die Forderung nach Aufhebung 
',w. Annullierung der sogenannten „Be- 
\s-Dekrete“ eine wichtige Rolle. Mit 
m „Benes-Dekreten“ entschied die 
'.hechische Regierung nach 1945, die 
ietendeutsche Bevölkerung der 
'.hechoslowakei als Sühne für die 

ihlreichen Verbrechen während der 
itschen Okkupation der Jahre 1938 

s 1945 zu enteignen und auszusiedeln, 
ine eine „Annullierung“ dieser De- 
ete - und damit eine Anerkennung re- 
mchistischer Forderungen nach 
Rückgabe deutschen Eigentums“ kön- 

> es für die Tschechische Republik kei- 
in Eintritt in die Europäische Union 
ben, fordern „Sudentendeutsche 
idsmannschoft“ und CSU. Der Emil 

suka skizziert im folgenden, welche 
rbrechen auf das Konto der deutschen 
•Jcupation der Tschechei in den Jah- 
n 1938 bis 1945 gingen.

,t Plan der militärischen Aggression 
gen die Tschechoslowakei wurde von 
ir Führung der deutschen Wehrmacht 
treits im Jahre 1935 (Fall Schulung) 
arbeitet, im April 1938 bis ins Detail 
isgearbeitet (Fall Grün). Eine wichti- 
; Rolle z.B. bei der Beschaffung von 
ichrichtendienstlichen Informatio- 
>n gegen die Tschechoslowakei spiel- 
?in Teil der sudetendeutschen Bevöl- 

rung.
Bei bewaffneten Auseinandersetzun- 
imit Formationen des sudetendeut- 
ien Freikorps (FS) sind 170 An- 
lörige der tschechoslowakischen 

reitkräfte gefallen, bei den Gewalt­
igkeiten des FS gegen die tschechi-, 
ie Bevölkerung in den Grenzgebieten 

len im September 1938 2.400 Perso- 
i nach Deutschland verschleppt, wo 
als Geiseln gefangen gehalten wur- 

1. Ein Teil von ihnen war bis Anfang 
;9 im KZ Dachau inhaftiert.
ich dem ‘ Münchner Diktat 

L9.1938) wurden aus den Grenzge- 
ten der böhmischen Länder mehr als 
i.OOO Personen, davon 122.000 Tsche- 
in, 15.000 Juden und 13.000 antifa- 
dstisch gesinnte Deutsche vertrie- 
i. Allein die Verluste an ihrem per- 
llichen Eigentum betrugen nach un­
iständigen Angaben 357 Millionen 
men.
den besetzten Grenzgebieten wur- 

i schon vom Oktober 1938 an insge- 
10.000 Tschechen und antifasch- 

h orientierte Deutsche verhaftet.
1 nazistische Staatsverwaltung des 
i gebildeten Sudetengaus hat den 
t der tschechischen Bevölkerung - 
hr als 420.000 Personen - praktisch 
alle Rechte, sei es im wirtschaftli- 

n, Nationalitäten- oder politischen 
eich, gebracht. Eine Reihe von Mafi­

en waren auf die schrittweise Ger- 
erung der tschechischen Wirt- 

iaft und Bevölkerung ausgerichtet: 
gehörten insbesondere die Konfis- 

ionen des tschechischen und des jü- 
hen Eigentums - allein bei den Bau­
ten ging es um 100.000 Hektar Bo- 

i, weiter die schnelle Auflösung 
hechischer Schulen - aufgelöst wur- 
i alle tschechischen Ober- und Fach- 
iulen, begrenzt wurde die Zahl der 
meinschulen - es wurden tschechi- 
ie Büchereien liquidiert, tschechi- 
ie Kulturaktivitäten verboten und 
trittweise, besonders auf 1941 jedwe- 
gesellschaftliche und kulturelle Le- 

i der tschechischen Bevölkerung un- 
’glich gemacht.

e Okkupation der böhmischen Län- 
vom 15.3.1939 und die Errichtung 
Protektorats wurde von Präventiv­

haftungen der Gegner des Nazi-Re-
■s begleitet (Aktion Gitter, März bis 
1939, es wurden 6.400 Personen ver- 
•t, ein Teil von ihnen ist in den Kon­

zentrationslagern ums Leben gekom­
men), ähnlich sah es auch später aus 
(Aktion Albrecht, September 1939, und 
Aktion Gitter II, August bis September 
1944). Nach der definitiven Schaffung 
der Struktur des Okkupationsverwal­
tungsapparates, in dem 40.000 Sude­
tendeutsche (oft in dessen Repressi­
onsorganen, so z.B. in der Gestapo)

Die Nazi-Okkupation in 
Böhmen 1938-1945
Ein Beitrag zur deutsch-tschechischen Ge­
schichtsaufarbeitung. Von Dr. Emil Hruska.
wirkten, folgten weitere Repressions­
wellen: Der Eingriff gegen tschechische 
Hochschulen im November 1939, deren 
Schließung. Über 1.200 Studenten wur­
den in die Konzentrationslager ver­
schleppt. Es folgte die Erklärung des er­
sten Standrechts (September 1941 bis 
Januar 1942), 500 Personen hingerich­
tet, 2.200 Personen wurden in die KZs 
verschleppt. Bei dem zweiten Stand­
recht, das nach dem Attentat tschechi­
scher Patrioten auf R.Heydrich erklärt 
wurde (Mai bis Juli 1942) wurden über 
5.000 Personen hingerichtet, die Ge­
meinde Lidice (insgesamt kamen 339 
Männer, Frauen und Kinder ums Le­
ben) und die Gemeinde Lezaky (getötet 
wurden 54 Männer, Frauen und Kinder, 
nur 2 Kinder konnten überleben) dem 
Boden gleichgemacht. Gleichzeitig 
wurden Transporte der jüdischen Be­
völkerung aus den böhmischen Ländern 
in die Vernichtungslager (3.000 Perso­
nen) organisiert. Ab September 1942 
verlief die „Aktion E“, bei der die Fami­
lienangehörigen festgestellter Teilneh­
mer des tschechischen Auslandswider­
stands in die Konzentrationslager 
transportiert wurden. Dazu sei zu be­
merken, daß die Nazi-Behörden bei der 
Gefangennahme der Angehörigen 
tschechoslowakischer Armee-Einhei­
ten im Ausland die internationalen 
Konventionen über Gefangene nicht 
anerkannten, tschchoslowakische Sol­
daten wurden der Gestapo übergeben, 
in einigen Fällen dann hingerichtet.

Im Protektorat waren erhebliche 
Kräfte des Sicherheits- und Polizeiap­
parates Nazi-Deutschlands stationiert. 
Ihre Struktur sicherte einen starken re­
pressiven Druck auf die tschechische 
Gesellschaft im Interesse der „Erhal­
tung der Ordnung“ in diesem Raum. Al­
lein das Netz der Amts- und Dienststel­
len der Gestapo führte während der Ok­
kupation Verhaftungen von 115.000 Per­
sonen (zusätzlich zu der Rassenverfol­
gung) durch, die meistens den Folte­
rungen in den Gestapo-Gefängnissen 
ausgesetzt waren. In den Nazi-Häftan- 
stalten und Konzentrationslagern sind 
insgesamt mehr als 350.000 Tschechen 
geraten. In den KZs, insbesondere in 

den Vernichtungslagern, sind die mei­
sten tschechischen und slowakischen 
Opfer der Okkupation umgekommen. 
In Auschwitz-Birkenau waren es 88.000, 
in Majdanek 30.000 Personen usw.

Im Protektorat wurden von der Nazi- 
Macht die Nürnberger Rassegesetze 
voll eingeführt (ab Juni 1939). Sie er­
möglichten die verstärkte Diskriminie-

15. März 1939: Die 
Bevölkerung Prags 
empfing die faschisti­
schen Eindringlinge 
mit unverhohlenem 
Zorn und Wider­
standswillen.

rung der Juden bis hin zu deren Kon­
zentration im Ghetto von Terezin und 
den weiteren Deportationen in die Kon­
zentrationslager, in denen 80.000 Juden 
aus den böhmischen Ländern umge­
kommen sind.

In den böhmischen Ländern wurde 
dauernd die spezifische Form des Nazi- 
Terrors, die sog. Sonderbehandlung an­
gewendet, die Hinrichtungen ohne Ge­
richtsverfahren ermöglichte und in 
zahlreichen Fällen bis zum Jai 1945 ge­
nutzt wurde. In ähnlicher Weise wurden 
auch die Soifdergerichte errichtet, die 
das Ziel hatten, die Bevölkerung von der 
antinazistischen Tätigkeit abzubrin­
gen. In den Jahren 1944 bis 1945 wur­
den die Soforthinrichtungen unter er-, 
zwungener Teilnahme der Bevölkerung 
mehrerer Ortschaften in den böhmi­
schen Ländern praktiziert, es wurden 
weitere Gemeinden niedergebrannt, 
ihre Bewohner ermordet (Plostina, Pr- 
lov, Javoricko, Leskovice).

Bestandteil der nazistischen Repres­
sionspolitik im Protektorat war der sog., 
Totaleinsatz tschechischer Bevölke­
rung zur Arbeit im Reich, ab 1942 
Zwangseinziehungen vor allem junger 
Leute, die vort allem in der Rüstungs­
industrie arbeiten mußten, insbesonde­
re in den Jahren 1944 bis 1945. Sie wa­
ren in einer rechtlosen Stellung und 
mußten unter unerträglichen Bedin­
gungen arbeiten. Total eingesetzt wur­
den insgesamt 600.000 Personen, 3.000 
von ihnen sind ums Leben gekommen, 
Tausende von ihnen kamen mit ge­
sundheitlichen Schäden zurück.

Die Nazi-Pläne zur Endlösung der 
tschechischen Frage: das Ziel war die 
vollkommene Germanisierung des 
tschechischen Raumes und der tsche­
chischen Bevölkerung. Die Konzeption 
ging von dem Projekt zur „Aufhebung 
der tschechischen Gemeinschaft im ter­
ritorialen und geistigen Sinne durch die 
Beseitigung deren führender Schicht“ 
aus (siehe General Friderici, Juli 1939), 
sie erfaßte die Pläne zur Liquidierung 
des Protektorats durch seine Teilung 
und Eingliederungin die angrenzenden 
deutschen Gaue (Henlein, Juli 1940, ge­
billigt im Oktober des gleichen Jahres), 

die mit der Veränderung der nationalen 
Zugehörigkeit der rassisch geeigneten 
Tschechen und mit der Aussiedlung 
und Liquidierung von rassisch ungeeig­
neten und dem „Reiche feindlich ge­
sinnten“ Tschechen rechneten. Ein 
Komplex-Verfahren der Germanisie- 
rungspolitik entwarf R. Heydrich (Ok­
tober 1941, Februar 1942), siehe die da­
nach folgende Rassenuntersuchung der 
tschechischen Bevölkerung im Frühling 
1942.

Die Endlösung wurde auf die Zeit nach 
dem vorausgesetzt siegreichen Krieg 
verschoben, und zwar im Hinblick auf 
die Nutzung des Wirtschaftspotentials 
der böhmischen Länder zu militäri­
schen Zwecken. Trotzdem wurde eine 
Reihe von Maßnahmen realisiert: vor al­
lem die Aussiedlung der tschechischen 
Bevölkerung und die organisierte Kolo­
nisation durch deutsche Siedler - die 
Bildung deutscher „Gebietsbrücken“ - 
im Protektorat. Dazu wurde die Bildung 
militärischer Übungsplätze genutzt - 
z.B. in Milovice (Zwangsaussiedlung 
von 7 tschechischen Gemeinden), Brdy 
(12 Gemeinden), die Gebiete um Bene- 
sov, Neveklov, Sedlcany (65 Gemein­
den, 31.000 Personen), ferner auch das 
Gebiet um Vyskov (33 Gemeinden, 
18.500 Personen) u.a., insgesamt wur­
den auf diese Art und Weise während der 
Okkupation 80.000 Hektar Boden be­
schlagnahmt, 245 Gemeinden und Ort­
schaften wurden besetzt, “ nachdem 
60.000 Personen zur Aussiedlung ge­
zwungen worden waren.

Bestandteil der Germanisierungsplä- 
ne war die systematische Beschränkung 
der nationalen, kulturellen und autono­
men Aktivitäten der tschechischen Ge­
sellschaft und die damit zusammen­
hängende Priorität der Repressionen 
gegen die tschechische Intelligenz, ge­
gen die Repräsentanten der tschechi­
schen Kulturr, des Schulwesens, die Re­
präsentanten des öffentlichen Lebens 
usw., das System der Germanisierungs- 
anordnungen griff dauernd in die Erzie­
hung ein und war auf die Begrenzung 
der Lebensperspektiven der Jugend 
und auf ihre planmäßige Entnationali­
sierung ausgerichtet. Im Wirtschaftsbe­
reich war von entscheidender Bedeu- 
tung die Erichtung der Zollunion mit 
Deutschland (ab Oktober 1940), die ein 
unkontrolliertes Vordringen des deut­
schen Kapitals (vor allem des Rü­
stungskapitals) in die böhmischen Län­
der und gleichzeitig den Abzug der De­
visenreserven aus den böhmischen Län­
dern nach Deutschland ermöglichte, die 
Konkurrenzfähigkeit des tschechi­
schen Kapitals in erheblichem Maße be­
schränkte und das Lebensniveau der 
tschechischen Bevölkerung senkte. 
Die Summe menschlicher und materiel­
ler Verluste der Tschechoslowakei 
während der Zeit der Nazi-Okkupation: 
nach den jüngsten, unvollständigen An­
gaben sind insgesamt 340.000 Personen 
ums Leben gekommen. Sie starben in 
den Konzentrationslagern, bei Bom­
benangriffen und bei den Kämpfen in 
der Zeit, wo in den böhmischen Ländern 
die Kriegsfront verlief, viele tschechi­
sche Bürger wurden bei den Repressi­
onsmaßnahmen hingerichtet, andere 
fielen im direkten Kampf gegen die be­
waffneten Organe von Nazi-Deutsch­
land. Die materiellen Schäden betrugen 
nach den Nachkriegsberechnungen ins­
gesamt 347,5 Milliarden Kronen (Indu­
strie und Handel 38,4 Milliarden, Land­
wirtschaft 44,5 Milliarden, Eisenbahn­
transport 20,4 Milliarden Kronen, 
Währung 134,5 Milliarden Kronen). In 
diese Summe wurden nicht einbezogen 
die Schäden an den Gebäuden, an Le­
ben und Gesundheit der Bürger - diese 
wurden auf weitere 300 Milliarden Kro­
nen berechnet.

Dr. EmilHruska lebt in Plzen. Er ist Mit­
glied der „Partei des Linken Blocks“.
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Neue Waffenstillstands-Initiative der PKK
Dokumentiert: Die Erklärung des PKK-Vorsitzenden Öcalan zum Waffenstillstand

Der Vorsitzende der Arbeiterpartei Kur­
distans PKK, Abdullah Öcalan, rief in 
einer Sendung des kurdischen Fernseh­
senders MED-TV am 14. Dezember einen 
einseitigen Waffenstillstand mit der 
Türkei aus. In der Türkei ist diese Er­
klärung von zahlreichen Oppositions­
politikern, Gewerkschaftern und Men­
schenrechtlern begrüßt worden. In der 
BRD haben u.a. die Grünen und das 
„Komitee für Grundrechte“ aufgerufen, 
die Initiative der PKK für Fortschritte 
zu einer politischen Lösung des Kur­
denkonflikts zu nutzen (siehe dazu die 
neue Ausgabe des „Kurdistan-Rund­
briefs“). Hier die - aus Platzgründen nur 
um wenige Passagen zu den Wahlen in 
der Türkei gekürzte Erklärung Öcalans. 
(Zwischenüberschriften von der Red.) 

(rül)

Wenn die Parlamentswahlen in der Tür­
kei eine Relevanz aufweisen sollen, 
wenn eine Lösung für die, für die beste­
henden Probleme ursächliche Kurden­
frage zu finden ist, wenn wir von der Rol­
le der Politik sprechen wollen und diese 
statt des Krieges als zeitgenössische 
Lösung für die Konflikte anbieten, wenn 
tatsächlich zum einen für die militäri­
sche und ökonomische Ausweglosigkeit 
und zum anderen für die erkennbare 
Funktionslosigkeit der Politik der Ter­
rorismus und die PKK verantwortlich 
gemacht werden, dann wollen wir hier 
bekunden, was es für uns heißt, Verant­
wortung zu übernehmen, um Schritte 
zu einer Lösung einzuleiten.

schätzen wir den Beschluß 
des Europaparlaments
Insbesondere schätzen wir den Be­
schluß des Europaparlaments, in dem 
ausdrücklich die Türkei, die PKK und 
andere in Frage kommenden Kreise auf­

gefordert werden, durch Aufnahme von 
Gesprächen die Kurdenfrage zu lösen.

Damit dieser Beschluß seinen Zweck 
erfüllt, wollen wir unseren Teil der Ver­
antwortung übernehmen und die seit 
längerem andauernden bewaffneten 
Auseinandersetzungen zwischen den 
kurdischen Parteien beenden und die 
für dringend befundene Phase des Waf- 

• fenstillstandes bekräftigen.
Der von der Türkei geführte sinnlose 

Krieg schadet unseren Völkern. Dieser 
hat beiden Völkern ideelle und materi­
elle Verluste zugefügt sowie den Weg für 
jegliche Entwicklungen verschlossen. 
Da dieser Krieg keine grundlegende Lö­
sung für die Konflikte sein kann, möch­
ten wir unseren guten Willen durch die 
von uns getroffene Entscheidung für 
den Waffenstillstand bekräftigen.

Jedoch möchten wir mit Nachdruck 
erklären, daß unser Schritt weder mit 
den winterlichen Bedingungen noch mit 
einer militärischen Schwäche unserer­
seits in Zusammenhang zu bringen ist. 
In Südkurdistan haben wir eine we­
sentliche militärische Entwicklung er­
reicht. In vielen Regionen Kurdistans 
konnten wir im strategischen Bereich 
sichere Guerillastützpunkte errichten. 
Wir sind in Südkurdistan die stärkste 
und in Nordkurdistan die einzige Gue­
rillabewegung.

Der Waffenstillstand ist 
kein Zeichen von Schwäche '
Keiner sollte daran Zweifel hegen. Auch 
politisch befinden wir uns nicht in einem 
Zerfallszustand. Wie im Beschluß des 
Europaparlaments zum Ausdruck 
kommt, befinden wir uns, durch unsere 

Beziehungen zu vielen Ländern, auch 
im Nahen Osten in einer Phase des Er­
starkens. Unsere Isolation, die beab­
sichtigt war, haben wir durchbrochen. ' 

Aufgrund des von ihr geführten Krie­
ges ist die Türkei einem massiven Druck 
ausgesetzt. Nicht nur in ihrer Innenpo­
litik, auch in ihrer Außenpolitik befindet 
sie sich in einem Auflösungsprozeß. Bei 
einer realistischen Betrachtung der 
Türkei wird deutlich, daß ihre Innen- 
und Außenpolitik aufgrund der Kur­
denfrage und der Menschenrechtslage 
nicht mehr funktioniert. Angesichts 
dieser Entwicklungen war es zwingend 
notwendig - auch zum Vorteil des türki­
schen Staates und Volkes - die Verkün­
dung dieses politischen Schrittes nicht 
mehr weiter aufzuschieben, um weite­
res Blutvergießen zu verhindern. Wenn 
es gewollt ist, können wir das Jahr 1995 
mit einer Beendigung des Krieges ab­
schließen. In diesem Rahmen erklären 
wir, falls die türkische Armee ihre An­
griffe mit dem Ziel unserer Vernichtung 
nicht fortsetzt, werden wir unsererseits 
weder in der Türkei noch in Kurdistan 
Angriffe durchführen. Dieser Entschluß 
tritt ab dem 15.12.95 mit einem einseiti­
gen Waffenstillstand in Kraft.

Es ist daher notwendig; daß die türki­
schen Spezialkriegseinheiten und ande­
re am Krieg beteiligte Kräfte einsch­
ließlich der Dorfschützer uns nicht mit 
der Absicht einer endgültigen Vernich­
tung angreifen. Halten diese sich an die­
se Bedingung, werden wir selbst von An­
griffen Abstand nehmen. Anderenfalls 
werden wir uns verteidigen und von un­
serem Recht derErgreifung von Gegen­
maßnahmen in verstärktem Maße Ge­
brauch machen.

Lassen sich von der türkischen Seite 
glaubhafte Bemühungen für die Be­
grenzung der militärischen Operatio­
nen verzeichnen, werden wir offensicht­
lich die Kontrolle über unsere Einheiten 
noch stärker ausüben, uni* diese Phase 
zu vertiefen.

Ich betone noch einmal mit Nach­
druck, dieser Schritt ist kein Zeichen 
unserer Schwäche. Im Gegenteil: Er 
verdeutlicht einerseits unser Selbstver­
trauen und andererseits den für uns 
primären Wunsch, einen Beitrag zur Be­
schleunigung des Prozesses für eine po­
litische Lösung zu leisten. Insbesonde­
re von den Parteien dieser Wahlphase 
und von der Öffentlichkeit erwarten wir, 
daß sie diese Sachlage genau bewerten. 
Doch wenn diese die Realität verzerren, 
indem sie davon ausgehen, „die PKK ist 
geschwächt und am Ende, deshalb legt 
sie die Waffen nieder“, wird ihre bereits 
verheerende Lage sich nur noch weiter 
verschlimmern. Es sollte die Aufgabe ei­
nes jeden türkischen Staatsbürgers und 
Demokraten sein, einen Krieg, den eini­
ge Generäle und Personen zur Absiche­
rung ihrer Macht sowie einige Krieg­
streiber aus Gründen des Profits fort­
entwickeln, abzulehnen.

Duldet das Europaparlament den 
Krieg oder tritt es ihm entgegen?
Die Türkei ist nun Mitglied der eu­
ropäischen Zollunion geworden. In An­
betracht dieser Gegebenheiten sollte 
das Europaparlament die Verantwor­
tung für die von ihm übernommenen 
Aufgaben wahrnehmen. Infolge der tür­
kischen Mitgliedschaft stellt sich die 
Frage, ob das Europaparlament den 
Krieg befürwortet oder nicht. Wenn das 
Europaparlament tatsächlich diesen 
Krieg ablehnt und glaubhaft ist bezüg­
lich einer politischen Lösung und zu den 

aus diesem Anlaß von ihm verabschie­
deten Beschlüssen steht, dann müßte es 
tätig werden. Es dürfte nicht den Be­
fürwortern des Spezialkrieges und eini­
gen Bürokraten die Gelegenheit geben, 
die Türkei in einen Kriegsschauplatz zu \ 
verwandeln. Sein politisches und wirt­
schaftliches Gewicht sollte es zu diesem 
Zweck nachdrücklich einsetzen. Die 
von ihm für die Türkei geleistete Unter­
stützung müßte von einer Demokrati­
sierung abhängig gemacht werden. 
Falls das Europaparlament seine Hilfe 
an keine Bedingungen knüpft, wird je­
der finanzielle Beitrag für die Türkei für 
den Krieg ausgegeben. Das Europapar­
lament sollte sich nicht für die Vorge­
hensweise der Türkei instrumentalisie­
ren lassen. Aus diesem Grund sollte es 
für die weitere wirtschaftliche Unter­
stützung den Waffenstillstand zur Be­
dingung machen.

Die europäischen Staaten und insbe­
sondere ihre Regierungen haben in die­
sem imKurdistan stattfindenden Krieg 
Partei ergriffen. Wir sind in Kenntnis da­
von, daß vor allem Deutschland, Eng­
land und Frankreich uunter Ausschluß 
der eigenen Öffentlichkeit die Türkei 
mit militärischen und wirtschaftlichen 
Mitteln unterstützen. Die Mitglieder 
des Europaparlaments strebten ur­
sprünglich an, die Mitgliedschaft der 
Türkei von einer politischen Lösung der 
Kurdenfrage und einem Demokratisie­
rungsprozeß abhängig zu machen. Je­
doch konnten diesem dem Druck der ei­
genen Regierungen nicht standhalten 
und nahmen Abstand von ihrer Zielset­
zung. Wenn das Europaparlament seine 
eigenen Grundprinzipien nicht verlet­
zen möchte, so möchte ich seinen Mit­
gliedern folgendes übermitteln:

Die Türkei ist Mitglied der Zollunion 
geworden. Sie hält sich nicht an die 
Grundsätze der Menschenrechte und 
der Demokratie., Sie erkennt nicht ein­
mal die Identität eines Volkes an, statt­
dessen setzt sich dieses Volk einem Völ­
kermord aus. Nehmen Sie Partei für die­
se Regierung ein? Warum ist Ihre Un­
terstützung schrankenlos? Diese Fra­
gen bedürfen einer Erklärung. Sie üben 
unter diesen Bedingungen durch die 
türkische Mitgliedschaft eine Kontrolle 
aus. Diese Tatsache bedeutet gleichzei­
tig, daß der Krieg in Kurdistan ebenfalls 
unter ihrer Kontrolle steht.
Künftig ist dieser Konflikt zu einer An­

gelegenheit zwischen uns und den eu­
ropäischen Staaten geworden. Von die­
sen sollten wir nicht als schwach und 
hilflos bewertet werden. Desweiteren 
ermahnen wir diese Staaten, diesen 
Krieg, in dem sie parteiisch sind, nicht 
wie bisher uns einseitig aufzuzwingen.

„Wir wollen keine Feindschaft 
mit Europa“
Wir wollen keine Feindschaft mit Euro­
pa. Allerdings sollte es dabei nicht ver­
suchen, seinen eigenen Prinzipien und 
seinem Demokratieverständnis zuwi­
derzuhandeln. Auch wenn für die eu­
ropäischen Staaten die Türkei als Wirt- 
schaftsmarkt von Bedeutung ist, sollten 
sie dennoch dabei nicht ein Volk, das ei­
ner Vernichtung ausgesetzt ist und das 
aller Rechte beraubt ist, vergessen. Das 
Interesse an den Menschenrechten soll­
te nicht hinter ökonomischen Interes­
sen zurückstehen.

Sollte diesen Tatsachen weiterhin 
keine Bedeutung beigemessen werden, 
wird nicht nur der Fundamentalismus, 
sondern alle Völker des Mittleren 
Ostens, vor allem das kurdische, die eu­

ropäischen Interessen besser erkennen 
und künftig durch die von ihnen unter­
nommenen Schritte Europa in Be­
drängnis bringen. Das sollte nicht als 
eine Drohung aufgefaßt werden. Ein mi­
litaristisches Regime wie das türkische, 
das über Jahre hinweg die Völker der 
Gewalt ausgesetzt hat, darf nicht be­
dingungslos unterstützt werden. Soll­
ten sie weiterhin diesem Regime im sel­
ben Ausmaß ihre Unterstützung ge­
währen, wird uns die Legitimation für 
notwendige Handlungen geschaffen 
und erhalten das Recht, unabhängige 
Entscheidungen zu treffen.

Im Falle einer Nichtbeantwortung des 
Waffenstillstandes sollte Europa wis­
sen, daß die Türkei, die bislang als wirt­
schaftlicher Markt und zugleich als Pa­
radies des Tourismus galt, in ein Infer­
no verwandelt wird. Wir erklären erneut: 
so, wie wir ernsthafte Pläne für den Frie­
den entwickeln, sind wir auch imstande, 
diese für einen Kampf auszuarbeiten.

Warum will die türkische Regie­
rung keine politische Lösung?
Wir wissen, daß sich die Türkei in einer 
großen Krise befindet. Abgesehen von 
dem Aspekt, Verhandlungen mit „Ter­
roristen“ aufzunehmen, ist die Frage 
entscheidend, ob die Türkei gewillt ist, 
für ihr auch international als grundle­
gend bewertetes Problem der Kurden­
frage eine politische Lösung herbeizu­
führen. Wenn ich ein „Terrorist“ bin oder 
die PKK „terroristisch“ ist, so gibt es an­
dere kurdische Kreise, die nicht „terro­
ristisch“ sind. Außerdem gibt es kurdi­
sche Persönlichkeiten, die mit dem 
„Terror“ nie in Verbindung standen. Wei­
gert sich die Türkei, mit uns zu verhan­
deln, so hat sie die.Möglichkeit, mit die­
sen in Verbindung zu treten. Wenn die 
Türkei nicht bereit ist, mit uns eine po­
litische Lösung zu entwickeln, welchen 
Standpunkt hat sie dann gegenüber der 
Einleitung von Gesprächen mit den ge­
nannten Kreisen? Oder sind das auch 
„Terroristen“?

Da die vorgezogenen Wahlen in den 
harten Zeiten des Winters stattfinden, 
unterliegen diese in Kurdistan sehr 
schwierigen Bedingungen. Ein weiterer 
Punkt ist, daß nahezu drei Millionen 
Kurden aus ihren Wahlkreisen vertrie­
ben worden sind. Von einem freien Wil­
len des kurdischen Volkes kann daher 
keine Rede sein. Zudem ist der Zeit­
punkt der Wahlen sehr bezeichnend. Wir 
waren dreimal Zeugen solcher Wahlen in 
den Jahren 1987,1991 und zuletzt zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt 1995 gewe­
sen, welche dem Volk aufgesetzt wur­
den. Diese fanden immer statt, wenn die 
Bevölkerung ihren Willen für Demokra­
tie und gegen die Unterdrückung durch 
das Regime bekundet sowie seine For­
derung nach einer friedlichen Lösung 
der kurdischen Frage bekräftigt hat. 
Diese zeitliche Auswahl ist beabsich­
tigt, um diesen Entwicklungen .entge­
genzuwirken. Eine Wahlbeteiligung un­
ter dem Aspekt, die kurdischen Iden­
tität zu vertreten, ist im voraus verbo­
ten worden. Durch einige Abkommen 
und Blockbildung haben wir 1991 ver­
sucht, in einer indirekten Weise den Wil­
len des kurdischen Volkes zum Aus­
druck zu bringen. Bekanntlich wurde 
die Präsenz der kurdischen Abgeordne­
ten im türkischen Parlament nicht ge­
duldet. Folglich stehen auch diese Wahl­
en in keinerlei Zusammenhang mit der 
Demokratie. Trotz dieser Tatsachen 
wollen wir durch den Waffenstillstand 
das türkische und das kurdische Volk
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bei seiner Wahl für den Block für Arbeit, 
Frieden und Freiheit unterstützen, um 
das beabsichtigte Spiel zu entlarven 
und um das Feld nicht der Führung des 
Spezialkriegs zu überlassen. Unter gün­
stigen Bedingungen hätte dieser Block 
eine noch stärkere Entwicklung gezeigt. 
(...)
Ich gehe nicht davon aus, daß diese 

militaristische Regierung unseren Auf­
ruf zum Waffenstillstand mit einer posi­
tiven Einstellung beantworten wird. 
Wie ich auch des öfteren erwähnt habe, 
ist es nicht unser Ziel, diese Regierung 
zu solch einem Waffenstillstand zu be­
wegen. Zeigt sie eine Akzeptanz diesem 
gegenüber, so ist dies eine positive Ent­
wicklung. Eine gegenteilige Haltung 
wird die derzeitige tiefe Krise in der Tür­
kei aufgrund der Wahlen noch weiter 
verschärfen. Zum gegenwärtigen Zeit­
punkt glaubt ein großer Teil der Bevöl­
kerung keinen der an den Wahlen betei­
ligten Parteien und hat sich hinsichtlich 
seiner Wahl noch nicht entschieden. Vor 
diesem Hintergrund erwarten wir, daß 
die türkische Öffentlichkeit die Realitä­
ten mehr als zuvor erkennt. In diese 
Richtung geht unser Aufruf. Unsere Völ­
ker werden einem gewaltigen Spezial­
krieg ausgesetzt. Tagtäglich werden 
diese Umstände durch die Beschuldi­
gung des „Terrorismus“ verfälscht. Es 
ist sehr wichtig, unseren Standpunkt 
über eine Lösung der Kurdenfrage in­
nerhalb der bestehenden türkischen 
Grenzen und mit demokratischen Mit­
teln in aller Öffentlichkeit darzulegen. 
Denn die Öffentlichkeit ist einer inten­
siven Manipulation durch die psycholo­
gische Kriegsführung ausgesetzt. Eini­
ge politische Parteien, wie die des Me­
sut Yilmaz, haben erklärt, auch wenn es 
nur dem Anscheind nach ist, daß sie in 
dieser Frage eine neue Haltung einneh- 
men werden. Mesut Yilmaz drückt sich 
ähnlich wie Özal in seiner letzten Phase 
aus, innerhalb von vier Jahren die Kur­
denfrage zu lösen. Obwohl Yilmaz Ver­
gangenheit zu keinerlei Hoffnungen An­
laß gibt, können wir zum jetzigen Zeit­

punkt die Frage, ob er guten Willens ist, 
nicht ignorieren.

Sollte er aber die kurdische Frage 
nicht lösen, wird er wie vor vier Jahren 
eine Niederlage erleiden. Yilmaz sollte 
aus der Praxis der CHP und DYP (die 
beiden derzeit in der Türkei amtieren­
den Regierungsparteien, Anm. d. Red.) 
seine Konsequenzen ziehen. Die CHP 
versagte aufgrund ihrer doppelbödigen 
Politik in der Kurdenfrage. Die DYP be­
findet sich in einer ähnlichen Situation, 
weil sie mit Vehemenz auf ihrem milita­
ristischen Kurs beharrt.

„Jeder sollte dierMöglichkeit 
haben, sich offen zu artikulieren“
Wir verkünden diesen Aufruf auch mit 
der Absicht, die Öffentlichkeit in einer 
zehntätigen Vorbereitungsphase für die 
Wahlen über die Umstände zu informie­
ren. Jeder sollte die Möglichkeit haben, 
sich offen zu artikulieren und eine poli­
tische Lösung mit mehr Mut zum Aus­
druck zu bringen.

Die internationale Dimension unseres 
Waffenstillstands ist unbedingt gege­
ben. Die USA, Europa u.a. verschiedene 
Länder haben einige Lösungsvorschlä­
ge in diesen Konflikt unterbreitet. Des 

Die Wahlkampfkundgebungen der HADEP in Kurdistan waren vielfach große Demonstrationen für kurdische Forderungen. In Diyarbakir z.B. beteiligten sich 
an der Abschlußkundgebung der HADEP am 22. Dezember 100.0D0 Menschen. (Foto aus: „Özgür Politika“)

weiteren ist der Iran in der Region ein 
Machtfaktor und dabei, eine neue Kur­
denpolitik zu gestalten. Die Wahr­
scheinlichkeit der Entwicklung guter 
Beziehungen zu Rußland ist sehr hoch. 
In dieser Richtung haben uns bereits 
Aufrufe erreicht. Man bezeichnet uns 
immer "noch bewußt als „terroristisch“. 
Wir möchten der Weltöffentlichkeit zei­
gen, wer die eigentlichen Terroristen 
sind, wer auf der politischen Lösung und 
dem Frieden, wer auf dem Krieg und den 
Massakern beharrt. All das weist auf die 
Entwicklung einer neuen Phase und auf 
die Herausbildung von einigen neuen 
Gleichgewichten auf dieser Basis hin.

Dieser Waffenstillstand ist keine Tak­
tik, um nur den Tag zu retten. Auch 
wenn zweifelsohne unser Entschluß im 
allgemeinen Sinn als taktisch zu be­
trachten ist, ist dies dennoch eine wert­
volle Vorgehensweise, um die Zukunft 
zu sichern, den Friedens- und Demo­
kratisierungsprozeß sowie einer politi­
schen Lösung den Weg zu ebnen. Wenn 
von uns immer wieder ein bedingungs­
loser und keine Lösung beinhaltender 
Waffenstillstand gefordert wird, so ist 
das eine unberechtigte Forderung. Wir 
werden uns nicht ergeben, werden aber 
auch nicht in eine Kriegshysterie verfal­

len. Wir können den Krieg noch weiter 
verschärfen. Jedoch sind wir keines­
wegs Anbeter des Krieges. Zumindest 
muß aber die Gegenseite zum politi­
schen Dialog bereit sein.
Wieso fürchtet man sich davor, mit uns 

zu verhandeln? Ich möchte in Gegen­
wart des Volkes unsere Ziele offenlegen. 
Wenn das Volk mich nicht akzeptiert, 
werde ich mich der Entscheidung des 
Volkes beugen. Wieso wird diese Sach­
lage ignoriert? Diejenigen, die auch nur 
ein wenig Demokratieverständnis be­
sitzen, sollten dies ohne weiteres be­
greifen.

„Die Unterdrückung der Kurden 
schadet auch den Türken“
Alle ideellen und materiellen Reichtü­
mer der Region können in den gemein­
samen Genuß unserer Völker gelangen. 
Die Unterdrückung des Kurden schadet 
auch dem Türken. Von der Leugung der 
kurdischen Identität ist auch die türki­
sche Bevölkerung betroffen. Das ge­
meinsame Zusammenleben der Völker 
und alle ihre gesamten historischen 
Reichtümer dürfen nicht für Kriegstrei­
ber und Bürokraten geopfert werden. 
Quelle: „Kurdistan-Rundbrief“, 26/95

Schüssel gescheitert, leichter Dämpfer für Haider
Bei den Wahlen in Österreich gewann die SPÖ Stimmen, aber die Rechte drückt weiter

Die Sozialdemokraten sind mit Stim­
mgewinnen von 3,4 Prozent ebenso 
deutlich wie unerwartet als Sieger aus * 
len Parlamentswahlen am 17. Dezem­
ber hervorgegangen. Die konservative 
NP hat ihr erklärtes Ziel, stärkste Par­
iei zu werden, mit einem lediglich ge­
ringfügigen Zuwachs von 0,1 Prozent 
ieutlich verfehlt. Die FPÖ, die getönt 
hatte, man werde jetzt stimmenmäßig 
mit der ÖVP und der SPÖ gleichziehen, 
hat zum ersten Mal seitdem Haider Par­
ieivorsitzender ist, Verluste hinnehmen 
müssen (minus 0,7 Prozent). Eine end­
gültige Entscheidung übet den künfti- 
]en Weg Österreichs ist mit diesem 
Wahlausgang jedoch nicht gefallen, sie 
ist wohl noch einmal vertagt worden.

Bei dieser Wahl stand mehr als nur die 
Zusammensetzung der künftigen Re­
gierung zur Debatte, es ging um eine 
Bichtungsentscheidung. Der Vorsitzen­
de der Konservativen Volkspartei, Wolf­
gang Schüssel, hatte die Budgetver­
handlungen zum Anlaß genommen, die 
Koalition mit der sozialdemokratischen 
SPÖ platzen zu lassen. Schüssel witter­
te die Chance, bei vorgezogenen Neu­
wahlen den amtierenden Bundeskanz­
ler Franz Vranitzky (SPÖ) ablösen und 
nach einem Wahlsieg der ÖVP selbst an 
dessen Stelle treten zu können. Die 
Konservativen wollen die Fesseln, die 
ihnen die Koalition mit den Sozialde­
mokraten vor allem im sozialpolitischen> 

Bereich anlegt, endlich abstreifen. Die 
ÖVP verfolgt das Ziel, die Budgetpro­
bleme - es geht vor allem um den Abbau 
der hohen Staatsverschuldung - durch 
einen rabiaten Sozialabbau auf dem 
Rücken der werktätigen Bevölkerung 
zu lösen und gleichzeitig die Kapitali­
sten zu entlasten, indem Steuern ge­
senkt, Löhne gedrückt und Arbeitszei­
ten flexibilisiert werden. Diese „Reform 
des Sozialstaats” hat man zwar auch 
schon in der großen Koalition in Angriff 
genommen, sie geht den Konservativen 
aufgrund des zwar oft halbherzigen, 
aber doch vorhandenen Widerstands 
der SPÖ jedoch viel zu langsam. Um sei­
ne Ziele durchzusetzen, war und ist 
Schüssel sogar bereit, eine Koalition 
mit der rechtsextremen FPÖ Jörg Hai­
ders einzugehen, eine Absicht, die aller­
dings in der ÖVP nicht unumstritten ist.

Haider hat mit seinen zur Bewegung 
umgetauften „Freiheitlichen” im Wahl­
kampf deutlich faschistische Akzente 
gesetzt. Offene, infame Hetze gegen die 
ausländische Bevölkerung und Flücht­
linge war einer der zentralen Punkte fast 
jeder Wahlveranstaltung Haiders, die 
Bekämpfung angeblicher „Sozial­
schmarotzer” gehörte ebenso ins Wahl­
kampf-Repertoire wie eine Kampagne 
gegen kritische Intellektuelle („Lieben 
sie Scholten, Peymann,... oder Kultur”). 
Die deutschen Tagesthemen hatten am 
Vorabend der Wahlen über einen kürzli­
chen Auftritt Haiders bei einem SS-Ve­

teranentreffen berichtet, wo er lobende 
Worte für alte Nazis fand. Kurz nach den 
Wahlen bekräftigte der FPÖ-Chef seine 
Ausführungen im österreichischen 
Fernsehen. Der Waffen-SS komme als 
Teil der Wehrmacht alle Ehre und Aner­
kennung zu. Daß die Waffen-SS bei den 
Nürnberger Prozessen als verbrecheri­
sche Organisation aufgelöst wurde, in­
teressiere ihn überhaupt nicht.

Der Wahlerfolg der SPÖ ist denn auch 
weniger auf die Attraktivität dieser Par­
tei zurückzuführen, obwohl diese weit­
aus stärker als in den vergangenen Jah­
ren die sozialen Interessen der arbei­
tenden Bevölkerung in den Mittelpunkt 
ihres Wahlkampf gestellt hatte. Er ist 
das Ergebnis der breiten Ablehnung ei­
ner solchen „schwarz-blauen” Koalition 
(blau ist die traditionelle FPÖ-Farbe). 
Das erklärt übrigens auch das schlech­
te Ergebnis der Grünen und der Sozial­
liberalen um Heide Schmidt, deren Ver­
luste hauptsächlich den Sozialdemo­
kraten zugute kamen. Auch die Tatsa­
che, daß die SPÖ viele Nichtwähler mo­
bilisieren konnte, deutet in diese Rich­
tung.

Die bei einer Verbindung Schüssel- 
Haider zu erwartende Mischung aus ka­
tholisch-konservativer und faschisti­
scher Politik wäre ja auch hochbrisant; 
ein Generalangriff auf die sozialen und 
demokratischen Rechte und Errungen­
schaften der österreichischen Gesell­
schaft ließe nicht lange auf sich warten.

Die Ausgangssituation hat sich nach 
dem 17. Dezember jedoch nur graduell 
verändert. Für eine Ampelkoalition aus 
SPÖ, Grünen und Sozialliberalen reicht 
es nicht. Die SPÖ muß also wieder in 
eine Koalition mit der ÖVP, will sie eine 
Regierungsmehrheit im Parlament zu- 
standebekommen. Vranitzky und 
Schüssel verhandelten bei Redaktions­
schluß über eine Neuauflage der rot­
schwarzen Koalition. Obwohl eine 
große Wählermehrheit sie abgelehnt 
hat, ist eine ÖVP-FPÖ-Koalition rech­
nerisch nach wie vor möglich. Schüssel 
ging dementsprechend großmäulig in 
die Koalitionsverhandlungen und er­
klärte ein „mutiges” Sanierungspro­
gramm (also Sozialabbau) zur Grund­
bedingung seiner Partei. Er warte, daß 
„die Einsicht Platz greift”.

Haider, der nicht zu Unrecht darauf 
verweisen konnte, daß sich seine „Be­
wegung” trotz eines teilweise faschisti­
schen Wahlkampfs und seines SS-Ka­
meradenauftritts auf einem hohen Ni­
veau von deutlich über 20 Prozent kon­
solidiert hat, gibt sich gelassen: er setzt 
darauf, daß eine Neuauflage der großen 
Koalition aufgrund der gravierenden 
Differenzen zwischen der SPÖ und der 
ÖVP nicht lange hält. Schafft er den 
Sprung zum Vizekanzler also nicht 
schon jetzt, erwartet er sich eine deut­
lich bessere Ausgangsposition, wenn 
das rot-schwarze Bündnis erneut plat­
zen sollte. (jüg)
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Frankreich: Der Kampf 
geht weiter
Regierung macht Zugeständnisse,aber 
nicht bei den Sozialversicherungsplänen
Am 21.Dezember hatte Ministerpräsi­
dent Juppä -Gewerkschaften und Un­
ternehmerverbände zum „Sozialgipfel“ 
eingeladen. Am selben Tag sind erneut 
Hunderttausende den Aufrufen der Ge­
werkschaften gefolgt und haben im 
ganzen Land gegen die Pläne der Re­
gierung Juppö demonstriert. Der Re­
gierung ist es im Verlauf der Streiks im 
öffentlichen Dienst nicht gelungen, die 
Streikenden zu isolieren oder die Soli­
darität zwischen den recht unter­
schiedlichen gewerkschaftlichen Orga­
nisationen zu hintertreiben. Umgekehrt 
ist es den Gewerkschaften nicht in nen­
nenswertem Umfang gelungen, Be­
schäftigte aus der privaten Wirtschaft in 
die Streikbewegung einzubeziehen. Die

französischen Gewerkschaften verfü­
gen über keine finanzielle Rücklagen für 
Streiks und der gewerkschaftliche Or­
ganisationsgrad ist niedrig mit weniger 
als zehn Prozent der Beschäftigten.

Juppe mußte, um die Streikbewegung 
einzudämmen, den Beschäftigten der 
staatlichen Eisenbahn SNCF zusichern, 
daß die bestehende Altersregelung vor­
erst nicht angetastet wird. Über die ge­
planten Entlassungen und Strecken­
stillegungen soll neuerlich verhandelt 
werden. Die Beschäftigten der SNCF 
haben nach diesen Ankündigungen 
ihren Streik beendet bzw. ausgesetzt.

Konkrete Ergebnisse,, die den Forde­
rungen von Gewerkschaften und der so­
zialen Bewegungen^ entgegenkommen,

brachte das Treffen am 21.Dezember 
nicht. Die Gewerkschaften und die Pro­
testbewegung richten sich darauf ein, 
daß die Aktionen und Streiks im neuen 
Jahr wieder aufgenommen bzw. fortge­
setzt werden müssen. Ohnehin sind an­
gesichts der überwältigenden parla­
mentarischen Mehrheiten der Rechten 
keine anderen Möglichkeiten vorhan­
den, um die Regierungsvorhaben zu 
stoppen oder gar zu Fall zu bringen. Der 
Regierungschef vermied es auf dem 
Treffen, sich den Forderungen der Ge­
werkschaften und der sozialen Bewe­
gungen zu stellen.

Juppe hat auf dem „Gipfel“ als „Reak- ‘ 
tion“ auf die Streikbewegung stattdes­
sen folgende Absichten angekündigt:

1. Die Regierung will Hemmnisse be­
seitigen, um Spareinlagen für die An­
kurbelung des Konsums freizumachen.

2. Anreize zur Altbaumodemisierung 
und zum Wohnungsbau sollen die Kon­
junktur befördern.

3. Nach der Einführung neuer Sozial­
abgaben zum Jahresanfang 1996, zur 
Sanierung der Sozialversicherung vor­
gesehen, soll es einstweilen keine wei­

teren Steuererhöhungen geben.
4. Als „Zeichen der Hoffnung vor Weit 

nachten“ sollten sich alle Beteiligte 
verpflichten, bis Ende 1996 250.000 nei 
Arbeitsplätze für Berufsanfänger ; 
schaffen.

Und schließlich soll nach dem Wille 
des Ministerpräsidenten der öffentlicl 
Dienst die Vorreiterrolle bei weitere 
Arbeitszeitflexibflisierungen spielen.

Juppe hat mitgeteilt, daß er insbesor 
dere an seinen Plänen zur VerstaatI 
chung der Sozialversicherung festhä 
ten wird. Gerade dieses Vorhaben ist ai 
heftige Kritik gestoßen und hat i 
Sammlung des Widerstands in Streil 
aktionen und Demonstrationen beige 
tragen. Die Sozialversicherungen bc 
deuten für viele die wichtigste sozia 
Errungenschaft der französischen Gc 
Seilschaft seit dem Ende des Zweite 
Weltkrieges. Kann sich Juppe in diese 
Auseinandersetzung durchsetzen, hät 
te er neben der Privatisierung staatl’ 
eher Unternehmen einen weitere 
schwerwiegenden Einstieg geschaff 
zur konservativen Umgestaltung de; 
gesellschaftlichen Lebens. (map,

Für 1996 und 1997 sieht er finanziel­
le Mehrbelastungen in Höhe von 
114 Mrd. Francs vor, allein 82 Mrd. 
Francs durch neue oder höhere Abga­

ben für soziale Sicherung. Der Rest soll 
durch Leistungskürzungen erreicht 
werden. Fast 90 Prozent der gesamten 
Belastungen zahlen die Lohnabhängi­
gen und Armen. Der „Plan Juppe“ ist 
Programm zur Verlängerung der Le­
bensarbeitszeit und Senkung der Ren­
ten, zur Einschränkung der medizini­
schen Versorgung bei höheren Kran­
kenbeiträgen, zur Besteuerung von 
staatlichen Familienunterstützungen 
und deren Kürzung.

Wie demagogisch die französische 
Rechte bei der Durchsetzung ihrer 
Maßnahmen vorgeht, zeigt z.B. die ak­
tuelle Kampagne zur Verlängerung der sorgt.«... im

Namen der Gerechtigkeit wollen wir 
zweitens die Gleichheit bei der Rente 
verbessern ... Neben den Grund- und 
den Ergänzungssystemen und um auf 
die Zukunft besser vorbereitet zu sein, 
favorisieren wir die Einrichtung einer 
Rentensparkasse. Däs schließt die da­
zugehörenden finanziellen Bestim­
mungen ein: eine Reform der obligato­
rischen Beiträge, die die Regierung Ih­
nen am Anfang des nächsten Jahres 
vorschlagen wird.

Im Namen der Gerechtigkeit werden 
wir die Reform der verschiedenen Ren­
tensysteme beginnen. Es handelt sich 
darum, die notwendigen Maßnahmen 
zum Ausgleich dieser Systeme zu prä­
zisieren, insbesondere die Modalitäten 
für eine Verlängerung der Rentenbei­
tragszahlungen von 37,5 Jahren auf 40 
Jahre, um eine Rente in voller Höhe zu 
erhalten.

das Recht auf dieselben Leistungen für 
alle, unter der Bedingung eines re­
gulären Wohnsitzes in Frankreich. Es 
erlaubt, die Beitragszahlungen aller munalen Verwaltungen besteht. Das 
Kassen zu harmonisieren ... Es wird 
kein einheitliches System sein, denn es 
bleibt kompatibel mit der Organisati­
on von Kassen auf Grundlage von Be­
rufen. Aber es erlaubt eine drastische 
Vereinfachung der Beziehungen* zwi­
schen den Systemen und den Bei­
trittsbedingungen. Es bringt die Ga­
rantie, daß die gesamte Bevölkerung 
effektiv durch eine Krankenversiche­
rung geschützt wird. Mit einem Wort:
Alle
Franzo­
sen sind 
gut ver-

Lebensarbeitszeit: Balladur . setzte 
1993 gegen die Beschäftigten der pri­
vaten Wirtschaft durch, daß.die Le­
bensarbeitszeit von 37,5 auf 40 Jahre 
verlängert* wurde. Die Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst wurden danach 
umgehend zu „Privilegierten“ erklärt, 
denen ihr „Privileg“ jetzt genommen 
werden soll.

Um solche Maßnahmen fortsetzen zu 
können, will Juppä die Verwaltung der 
Sozialversicherungen unter die Fuch­
tel des Staates stellen. Das würde auch 
den gewerkschaftlichen Einfluß emp­
findlich treffen.
Im folgenden dokumentieren wir Aus­

züge aus Jupp 6 s Ankündigung des 
Plans in der Nationalversammlung am 
15. November 1995: 
„Wir richten zuerst ein allgemeines 
Krankenversicherungswesen ein. Es 
bestehen aktuell neunzehn verschie­
dene, was eine Quelle der Ungleichheit, 
der Komplikationen und Mehrkosten Es handelt sich zweitens darum, die 
ist. Ein allgemeines System eröffnet Schaffung einer Rentenkasse für die

Beschäftigten des öffentlichen Staats­
dienstes anzugehen, wie bereits eine 
Kasse für die Beschäftigten der kom-

soll die Durchsichtigkeit des Systems 
bewirken. Ich werde ohne Verzug die 
Kommission zur Reform der Renten­
systeme einsetzen, die mir innerhalb 
von vier Monaten die Maßnahmen in 
diese Richtung vorschlagen wird. So 
wird die Gleichheit der Franzosen bei 
der Rente Fortschritte machen.

Im Namen der Gerechtigkeit werden 
wir drittens unsere Anstrengungen 
verstärken, die Familienpolitik gerech­

ter und 
wir­
kungs­
voller zu 
gestal­
ten. Die 

gegenüber

Der „Plan Juppe“
Franzosen sind sensibel 
Ungerechtigkeiten des Systems, das 
familiäre Unterstützung gewährt ohne 
die finanziellen Bedingungen zu 
berücksichtigen, ohne Steuern, nach 
einer Regelung, die die Familiengröße 
zur Grundlage macht. Eine Mehrheit 
der Öffentlichkeit hat sich davon ab­
gewendet und wünscht... eine Steuer 
auf die familiären Unterstützungslei­
stungen zu erheben...

Das wird die Regierung 1997 mit ei­
ner Reform der Abgaben angehen. Das 
entbindet uns übrigens nicht davon, 
den Schwung für eine starke Politik für 
die Familien wieder in Gang zu setzen

Im Namen der Gerechtigkeit unter­
nehmen wir schließlich eine vierte Re­
form: die der Finanzierung der sozialen 
Sicherung. Jeder gibt zu, daß das der­
zeitige Finanzierungsmodell ungün­
stig für die Beschäftigung ist, weil die 
Abgaben auf den Beschäftigten lasten

und somit die allgemeinen Arbeitsko­
sten in die Höhe treiben. Wir werden, 
um diesen schweren Mangel zu behe­
ben, in drei Richtungen handeln:

- Reform der Sozialversicherung 
durch Stärkung der finanziellen 
Grundlagen;

- Umverteilung eines Teils der Kran­
kenbeiträge der Beschäftigten, um da­
durch die Sozialversicherung zu stär­
ken;

- Reform der Beiträge der Unterneh­
men, deren Fundament vielfältiger ge­
staltet werden muß...

Es handelt sich um eine Änderung 
der Strukturen zur Finanzierung der 
Sozialversicherung, sie wird sich 
natürlich in Etappen vollziehen und 
darauf abzielen, aus der Sozialversi­
cherung eine voll und ganz auf Sozial­
beiträgen beruhende Kasse zu ma­
chen.

... Die Regierung gibt sich nicht mit 
erneutem Flickwerk an der Sozialver­
sicherung zufrieden, sie will eine Re­
form, deren Wirkung anhält. Die vier 
Reformen, die ich vorstelle, bewirken 
schon selber eine strukturelle Ände­
rung, eine Umverteilung ohne Beispiel 
in der Geschichte unserer sozialen Si­
cherung seit mehr als dreißig Jahren. 
Aber wir müssen weiter gehen. Man 
muß die Mechanismen in Gang setzen, 
die eine dauerhafte Gerechtigkeit des 
Systems sicherstellen. Und um das zu 
erreichen, gibt es nur ein Mittel: der 
Appell an die Verantwortung, die wie 
der Präsident der Republik anläßlich 
des öO.Geburtstages der Sozialversi­
cherung betont hat, eines der Funda­
mente unserer sozialen Sicherung dar­
stellt. Aber es reicht nicht, sich mit 
dem Wort Verantwortung zufrieden zu 
geben, es muß in den Alltag der So­
zialversicherung eingeführt werden.“
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Immer noch kein sicherer Frieden in Angola
Nach 30 Jahren Bürgerkrieg herrscht tiefes Mißtrauen Von Jochen Berger
Nach den von der UNO observierten 
Wahlen im September 1992 begann die 
heißeste Phase des fast schon dreißig 
Jahre währenden Bürgerkriegs zwi­
schen der MPLA-Regierung und der 
Unita in Angola. In nur zwei Jahren 
Krieg kamen mehr als 300 000 Menschen 

' (in den Jahren zuvor 30000) um, dazu 
noch mehr als eine Million Verletzte, 
darunter viele Minenopfer, besonders in 
der Zivilbevölkerung. Über 1,5 Millionen 
Menschen verließen Angola. Fünf Pro­
vinzstädte wurden fast völlig zerstört, 
und viele Dörfer fielen in Schutt und 
Asche. Präsident dos Santos nannte 
eine Summe von über zwölf Milliarden 
materiellen Schadens für das Land.

Am 29./30.9.1992 stimmten 53,74% 
der wahlberechtigten Bevölkerung für 
die MPLA, wodurch sie als Regierungs­
partei in das Parlament einzog, und 
auch ihr Präsidentschaftskandidat Jose 
Eduardo dos Santos erreichte mit 49,5 % 
aller Stimmen zwar nicht die erforderli­
chen 50%, aber doch gegenüber dem 
Kandidaten der Unita Jonas Savimbi 
(40,07%) die Mehrheit. Der Sonderbe­
auftragte des UN-Generalsekretärs be­
stätigte am 1. Oktober, daß die Wahlen 
unter UNO-Aufsicht frei und fair ver­
laufen seien.

Nur - mit diesem Wahlausgang hatte 
man national und international nicht 
gerechnet. In westlichen Ländern wur­
de Savimbi als kommender Präsident 
Angolas schon im voraus gefeiert. In der 
Regierungspartei und in der Armee 
brach Panik aus. Regierung, Staatssi­
cherheit und Armee bereiteten sich auf 
den Abgang vor, was den Versuch ein­
schloß, möglichst keine Spuren zu hin­
terlassen, Papier zu beseitigen oder sich 
gegebenenfalls auf die andere Seite zu 
orientieren. Verheerende Folgen hatte 
diese Annahme für die FAPLA (For^as 
Armadas Populäres de Liberta^äo 
Angolana-Angolanische Befreiungsar­
mee). In Übereinstimmung mit den Ver­
einbarungen von Bicesse (Mai 1991) 
wurde sie am 27.9.92, zwei Tage vor den 
Wahlen, so wie auch die Unita, formal für 
aufgelöst erklärt. Im Gegensatz zur Uni­
ta war sie zu 80 % schon in die neue Ar­
mee FAA (For^as Armadas Angolanas - 
Angolanische Bewaffnete Kräfte) über­
führt worden. Soldaten wurden entlas­
sen, Kriegsmaterial verkauft und Ka­
sernen geräumt. Um Savimbi bei sei­
nem Einzug in Luanda einen heißen 
Empfang zu bereiten, verteilte die Re­
gierung einige tausend Handfeuerwaf­
fen unter der zivilen Bevölkerung Luan­
das, die sich auch heute noch in deren 
Besitz befinden.

Die Unita und Savimbi, die das Wahl­
ergebnis nicht akzeptieren wollten, ver­
breiteten die Mär des Wahlbetruges und 
der Fälschung. Die Generale der Unita 
verließen das gemeinsame Oberkom­
mando der FAA in Luanda. Bewaffnete 
Auseinandersetzungen verstärkten 
sich, und die Unita besetzte strategisch 
wichtige Punkte im Lande, drang in 
größere Städte und Dörfer vor, verjagte 
die Regierungsvertreter und machte 
sich erneut zum Herren der ehemals do­
minierten Gebiete. Die Regierung wur­
de überrascht, und die Armee war nicht 
in der Lage zu reagieren. In der Folge 
nahm der Krieg an Heftigkeit zu, und die 
Regierungsarmee, die versuchte, ihre 
Schwächephase zu überwinden, 
attackierte die von der Unita einge­
nommenen Positionen. Die UN-Mission 
UNAVEM II, deren Beobachterstatus 
nachträglich zehnmal verlängert wurde, 
sah sich gezwungen, sich auf einige we­
nige Städte zu konzentrieren und über 

zehn Beobachterposten in den Kampf­
gebieten zu verlassen, was als schwerer 
Rückschlag für die bisherigen Friedens­
bemühungen der UNO zu bewerten war.

Die Systemkonfrontation war been­
det und die UdSSR, die gemeinsam mit • 
Kuba und anderen Ostblockländem 
führend die MPLA unterstützte hatte, 
politisch nicht mehr existent. Angola, 
zum Opfer der Systemauseinanderset­
zung geworden, verblieb weiter im 
Kriegszustand. Mit dem Zusammen­
bruch der portugiesischen Kolonial­
macht hatte in Angola die bewaffnete 
Auseinanderset­
zung rivalisieren­
der Parteien und 
Gruppen begon­
nen. Die MPLA 
hatte ihre Macht 
durch die Unter­
stützung der 
zeitweilig bis auf 
50000 Mann auf­
gestockten kuba­
nischen Truppen 

. gesichert. Die 
Unita wurde poli­
tisch und mi­
litärisch vom We­
sten unterstützt. 
Das südafrikani­
sche Apartheid­
regime, das ge­
gen alle Völker 
des südlichen 
Afrika Krieg führ­
te, intervenierte 
(zeitweilig zu­
sammen mit Zai­
re) militärisch 
und führte offen
Krieg gegen das Auch weiterhin werden vor allem Kinder durch Minen ver- gen sich bestän-
angolanische stümmelt
Volk. Die inne­
rangolanische Auseinandersetzung
wurde internationalisiert: Angola muß­
te sich am 11.11.1975 seine Unabhän­
gigkeit teuer erwerben. Das Land wur­
de in den folgenden 20 Jahren in einen 
Kriegsschauplatz verwandelt, und nach 
Beendigung des Stellvertreterkrieges 
ist die Auseinandersetzung Regierung- 
Unita noch immer nicht mit einem Frie­
densvertrag beendet. Der Waffenstill­
stand ist nach wie vor nicht stabil, da 
die Rivalität auf politisch-diplomati­
scher Ebene fortgesetzt wird.

Erst 1994 gelang es, nach langen, 
schwierigen Verhandlungen zwischen 
Regierung und Unita, durch Vermitt­
lung der UNO das Protokoll von Lusa­
ka (20.11.1994) abzuschließen. Die Re­
gierungstruppen hatten zu diesem Zeit­
punkt die Unita aus wesentlichen stra­
tegischen Gebieten vertrieben und 
wichtige Gebiete (z.B. solche mit Dia­
mantenvorkommen) zurückerobert.
Beide Seiten verspürten, daß es keinen 
Sieger geben werde. Die Unita, seit 20 
Jahren einen Guerillakrieg führend, war 
ihrerseits stark geschwächt, aber mi­
litärisch nicht besiegt, was es ihr immer 
wieder ermöglicht, die Regierung unter 
Druck zu setzen.

Das Lusaka-Protokoll sieht die Rück­
kehr der Regierungsarmee (FAA) in die 
Kasernen und die Kasernierung der 
Unita-Truppen (FALA), ihre Entwaff­
nung und Demobilisierung vor, wobei 
von beiden Seiten 20 000 Mann zu einer 
neuen Armee (FAA) zusammengeführt 
werden. Nach Abschluß dieser Phase 
wird eine gemeinsame Regierung gebil­
det, und es werden die Präsidenten­
wahlen wiederholt, da keiner der Kan­
didaten im September 1992 über 50% 
der Stimmen erreicht hatte.

Zur Sicherung und Verifizierung des 
Friedensprozesses beschloß der UN-Si- 
cherheitsrat die UN Angolian Verificati- 
on Mission - UNAVEM III. Ende Okto­
ber 1995 waren in Angola rund 7000 Mi­
litär- und 350 Polizeibeobachter einge­
setzt. Schlußfolgernd aus der geschei­
terten ’ UNO-Mission 1992 sollen nun 
erst alle Voraussetzungen für die De­
mobilisierung der Unita und die Bildung 
einer einheitlichen angolanischen Ar­
mee FAA geschaffen werden, ehe man 
zur politischen Verwirklichung des Lu­
saka-Protokolls, der Aussöhnung und 

der Schaffung ge­
meinsamer Re­
gierungsorgane 
übergeht.

Immer noch 
herrscht tiefes 
Mißtrauen zwi­
schen beiden Sei­
ten. Nach einem 
Jahr Lusaka-Pro­
tokoll sind kaum 
effektive Schritte 
für die Rücknah­
me der Regie­
rungstruppen 
aus ihren Stellun­
gen in die Kaser­
nen und keine zur 
Kasernierung der 
Unita in den Kon­
zentrationsräu­
men, für die 15 
Camps ausge­
wählt und errich­
tet werden, getan 
worden. Im Ge­
genteil, beide Sei­
ten beschuldi-

dig der Verlet­
zung des Proto­

kolls. Erst kürzlich verbreiteten Unita- 
Vertreter und -Agenturen, daß von Uni- 
ta-Soldaten gekidnappte Südafrikaner 
in der Provinz Lunda Norte den Auftrag 
hätten, ein Attentat gegen Jonas Sa­
vimbi durchzuführen. Es handelte sich 
bei diesen Personen um Spezialisten, 
die für eine südafrikanische Firma in 
Angola arbeiten. Das war aber auch der 
willkommene Anlaß, um erneut Ver­
handlungen zu verzögern und neue For-i 
derungen zu stellen, denn die angolani­
sche Seite wird nun beschuldigt, Söld­
ner in ihren Reihen zu beschäftigen. 
Hinzu kommt, daß in einigen Provinzen 
eine angespannte militärische Lage 
herrscht. Nach wie vor gibt es Feuerü­
berfälle, Minen werden erneut verlegt 
und Menschen getötet. Die Regierung. 
und die FAA sitzen in den größeren 
Städten der Provinzen, wogegen die 
Unita noch in weiten Teilen des Landes 
das Dorf und den Busch beherrscht. Der
Krieg in Angola wird auf kleiner Flam­
me weiter am Kochen gehalten.

Der Sonderbeauftragte des UN-Gene­
ralsekretärs, Blondin Beye, konstatier­
te zwar, daß die Zahl der Zwischenfälle 
wesentlich zurückgegangen ist, zeigte 
sich aber auch sehr unzufrieden mit der 
Verwirklichung des Lusaka-Protokolls. 
Die Schwäche der UN-Mission besteht 
eben gerade darin, keine andere Mög­
lichkeit als die der Verhandlungs­
führung zu haben, wobei sich die Ver­
handlungen als sehr schwierig erweisen. 
Die Unita weiß um ihre Vorteile: Mi­
litärisch ist sie im Buschkrieg nicht zu 
besiegen. Das Lusaka-Protokoll war für 
sie ein Gewinn, garantiert ihr und ihren 
Führern einen wichtigen Platz im poli­
tischen Leben Angolas. Sie werden 
wichtige politisch, militärische und di­

plomatische Posten erhalten. Und - es 
gibt keinen rigorosen Zeitplan für die 
Verwirklichung des Protokolls, noch viel 
weniger für die erforderliche Nachwahl 
des Präsidenten. Setzt die Unita die Re­
gierungbeständigunter Druck, gewinnt 
sie Zeit und bessere Positionen am Ver­
handlungstisch. Savimbi hat Zeit. Die­
se Übergangsphase, in der keine politi­
schen Entscheidungen über seine Rolle 
fallen werden, kann er nutzen, um sich 
aufzuwerten und seine Partei und Par­
teielite, die Jahre hindurch im Busch ge­
lebt hat, auf normale Gleise zurückzu­
führen. Savimbis Platz wird erst durch 
ein noch abzuschließendes Friedensab­
kommen bestimmt werden.

Wenn jetzt die Unita-Delegation wie­
der an den Verhandlungstisch nach 
Luanda zurückgekehrt ist, so war die 
Unterbrechung der Tätigkeit der Ge­
meinsamen Kommission Teil dieser 
Strategie. Gleichzeitig ist die Unita je­
doch gezwungen, äußerem Druck nach­
zugeben, da sie international weitge­
hend isoliert ist. Alle wesentlichen west­
lichen Länder, besonders auch die USA, 
üben starken Druck auf beide Seiten 
aus, den Friedensprozeß voranzutrei­
ben. Die UNAVEM-Truppen sollen da­
bei helfen.

Angola ist ein wichtiges Land zwi­
schen Schwarz-Zentralafrika und dem 
Süden des Kontinents. Es ist reich an 
Bodenschätzen, und durch sein Gebiet 
führen wesentliche Verkehrsadern 
Richtung Zaire (Benguela-Bahn). Wirt­
schaftlich befindet sich das Land in ei­
ner tiefen Krise, und mit einer hungern­
den Bevölkerung, die immer wieder vor 
dem Krieg in die Nachbarländer aus­
weicht und diese belastet, stellt es einen 
Störfaktor dar, wenn es um die Auswei­
tung politischer und wirtschaftlicher 
Interessen geht. Angola, das sich durch 
seinen sozialistischen Versuch aus dem 
kapitalistischen Weltmarkt ausgespart 
hatte, soll nun wieder voll integriert 
werden. Solange das ehemalige Apart­
heidregime und die Savimbi-Unita gut 
waren, um Fortschritte auf diesem Wege 
zu verhindern, wurden sie allseitig vom 
Westen unterstützt. Jetzt wirkt Savim­
bi störend und ist lästig.

Aber auch der Westen muß mit den 
Realitäten leben, die ein zerstörtes und 
zerstrittenes Land zu bieten hat. Noch 
lange Zeit wird benötigt werden, um die 
Wirtschaft des Landes wiederaufzubau­
en und dem Volk genügend zu essen zu 
geben. Bei einer Inflation von 222,3% 
(Dezember 1993 bis August 1994) und 
einem Anstieg der Verbraucherpreise 
um ca. 70% (August 1994) wird es 
schwerfallen, schnell soziale Verbesse­
rungen zu erreichen. Angola wird noch 
lange auf Nahrungsmittelhilfe angewie­
sen sein. Es wird lange dauern, ehe die 
rund acht Millionen Minen geräumt 
sind und die Bevölkerung nicht mehr 
terrorisieren. Es wird lange dauern, bis 
der angolanische Bauer wieder in Ruhe 
sein Feld bestellen kann. Aber auch die 
Geduld des Volkes ist einmal am Ende. 
Am 21. September 1995 erließ die Ge­
werkschaft einen Streikaufruf, der nur 
durch sofortige Zusagen der Regierung 
zur Erhöhung der Löhne und die Aus­
gabe von Lebensmitteln verhindert 
werden konnte. Tausende Menschen 
drängen nach Angola zurück. Luanda, 
die Hauptstadt, ist mit zwei Millionen 
Menschen vierfach überbesiedelt, und 
das Straßenbild wird von der allgemei­
nen Armut geprägt. Das Land braucht 
Ruhe und Frieden, nur - ob das, was ge­
tan wird, ausreicht, um dem Lande vor­
anzuhelfen?
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Radikal-Demonstration
Trotz allem eine erfolgreiche Demonstration

Rund 4700 Menschen aus Hamburg und 
der ganzen Bundesrepublik demon­
strierten am 16.12. gegen die Staatsge­
walt, die mit den Verfahren vom 13.6., 
der Verfolgung der Zeitschrift radikal 
mit dem § 129 die Unterdrückung linker 
Opposition ein weiteres Mal eskaliert ungezählten Panzerwagen, Sperrung 
und mit Repressionsmethoden aus der von Teilstrecken der U-Bahn-Linie 2, 
dunkelsten Zeit der KPD-Verfolgung später dann in der Innenstadt alle paar 
verschärft hat. In ~
der Demonstration, 
und das machte ihre 
eindeutige politi­
sche Stärke aus, ka­
men viele Momente 
der Gegenwehr zum 
Ausdruck - gegen 
Abschiebepolitik 
und Abschaffung 
des Asylrechts, ge­
gen den Einsatz von 
Bundeswehr und 
Nato in Jugosla­
wien, gegen die Kur­
denverfolgung, für 
die Freilassung aller 
politischen Gefan­
genen ...

Eben die Staats­
gewalt, gegen deren 
Entfesselung de­
monstriert wurde, 
ließ von Anfang an 
wenig unversucht, 
die Demonstration 
zu unterbinden. 
Auflagen, von der Polizei verhängt und der Polizeiheerscharen gibt vielleicht 
gerichtlich bestätigt, sollten sie aus der 
belebten Innenstadt völlig heraushal­
ten und in unbelebte Gebiete drängen, 
so daß die Vermittlung der politischen 
Forderungen - vor allem Einstellung der 
Verfahren vom 13.6. und Aufhebung der 
Haftbefehle sowie der §§ 129 und 129a - 
an die Öffentlichkeit extrem einge­
schränkt und das Demonstrationsrecht 
bis zur Unkenntlichkeit verbogen wur­
de. Die aus der Innenbehörde sorgsam 
gefütterte Medienhetze erreichte un­
mittelbar zur Demonstration ihren er­
sten Höhepunkt. Sie legitimierte einen

Polizeieinsatz, wie ihn Hamburg lange 
nicht mehr gesehen hat: Einkesselung 
der Demonstration wie einen Gefange­
nentransport, schweres Gerät en mäs­
se, am Gänsemarkt tiefgestaffelte Poli­
zeiketten vor acht Wasserwerfern und

Meter doppelte Poli­
zeiketten, die Pas­
santen den Weg ver­
sperrten, sie teilweise 
kontrollierten und 
willkürliche Festnah­
men vomahmen...

Das politische Ziel 
der Staatsaktion war 
nicht zu verkennen: 
die Demonstration 

- sollte . isoliert, ihre 
Ziele diskreditiert 
werden. Erfahrung 

. zeigt, daß wie Verbo­
te wirkende Auflagen 
und derart martiali­
sche Polizeieinsätze 
provozieren und das 
herausfordem, was 
vorgeblich verhindert 
werden soll. Daß die 
Demonstration diszi­
pliniert agierte, ließ 
die Polizeiprovoka­
tion ins Leere laufen. 
Über die Ausrichtung 

die Äußerung eines bayerischen Polizei­
offiziers Aufschluß, der auf die Frage, 
was sie so massenhaft in der Möncke- 
bergstraße zu suchen hätten, freiheraus 
antwortete: „Wir fegen das linke Ge­
socks von der Straße.“

Den Widerstand gegen die Repression 
von der Straße zu fegen, ist nicht gelun­
gen, weder während der Demonstration 
noch in den Nachmittagstunden, als es 
etlichen hundert Demonstrierenden ge­
lang, in kleinen oder größeren Gruppen 
doch noch in der Innenstadt zu prote­
stieren. ''(SCC)

Presseerklärung der PDS/Linke Liste Hamburg
1. Es gehört zum Selbstverständnis 

von demokratischen Sozialisten, die de­
mokratischen Rechte, die Grund- und 
Menschenrechte aktiv zu verteidigen 
und sich vor diejenigen zu stellen, denen 
sie verwehrt werden oder die wegen ih­
rer Wahrnehmung verfolgt und mit Re­
pressionen belegt werden. Die Ge­
schichte der Linken verpflichtet uns 
dazu, die demokratischen Rechte aller 
Demokraten zu verteidigen.

2. Für die Demokratie lebensnotwen­
dig sind das Recht auf freie Meinungs­
äußerung und das Demonstrations­
recht. Seit längerem wird es durch Er­
mittlungsverfahren nach §129 und 129a 
einzuschränken versucht. Immer wie­
der werden Menschen, die angeblich für 
die Zeitschrift „radikal“ arbeiten, straf­
rechtlich verfolgt. Seit dem 13.6.95 ist 
durch bundesweite Durchsuchungen 
und Verhaftungen eine neue Welle von 
Repression zu verzeichnen.

3. In Großstädten der BRD ist es üb­
lich geworden, das Demonstrations­
recht zwar formal zu gewähren, aber 
durch Polizeikessel und massiven Poli-- 
zeieinsatz - zeitweilig kommt auf je ei­
nen Demonstranten ein Polizist - un­
wirksam zu machen. Eine in bestimm­
ten Teilen der Presse erzeugte Angst 
schafft ein Klima der Verunsicherung 
und der Hexenjagd.

4. Die Demonstration in Hamburg, or­
ganisiert von einem Bündnis verschie­
denster Gruppen und Organisationen 
und unterstützt von der PDS/Linke Li­
ste Hamburg sowie von GAL-Abgeord­

neten, wandte sich gegen die massiven 
Grundrechtseinschränkungen. Die 
rund 4.700 Demonstranten wurden be­
gleitet von 4.092 Polizisten, darunter 
2.000 aus anderen Bundesländern. Ent­
gegen dem Rat der Hamburger Poli­
zeiführung setzte sich der Innensenator 
durch, wegen des Weihnachtskommer­
zes in der Innenstadt mit massivem Po­
lizeieinsatz eine Demonstrationsroute 
fernab der City durchzudrücken und 
diese demonstrationsfrei zu halten. 
Deeskalation wurde unterbunden. Re­
pressionsmacht sollte demonstriert 
werden.

5. Die PDS/Linke Liste fordert die Öf­
fentlichkeit auf, die Behinderung des 
grundgesetzlich garantierten Demon­
strationsrechtes durch den Hamburger 
Senat zurückzuweisen. Sie verwahrt 
sich, dagegen, daß einzelne Demon­
stranten, die sich für die demokrati­
schen Rechte einsetzen, von der Sprin­
ger-Presse herausgegriffen und einer 
Hexenjagd ausgesetzt werden.

6. Die Verantwortung für das geschaf­
fene Klima und die provozierten Aus­
einandersetzungen tragen die politisch 
Verantwortlichen für die massive Poli­
zeipräsenz und die Absperrung der In­
nenstadt. Allen voran der Innensenator 
Wrocklage.

7. Demokratische Rechte sind unteil­
bar und stbhen auch denen zu, die ihre 
Meinung radikal vertreten und eigenen 
Widerstand entwickeln. Dafür wird die 
PDS/Linke Liste Hamburg auch in Zu­
kunft stehen.

Bonn. Die Landesinnenminister können es nicht abwarten. Auf ihrer letzten Konferenz beschlossen sie, 
daß die Flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina ab April 1996 abgeschoben werden sollen. Viele Flücht­
linge kündigen an, daß sie bleiben wollen, weil der Frieden von Dayton nicht sicher sei. (jod)

Gegen das Vergessen
Frankfurt. Die WN/BdA gibt in Zu­
sammenarbeit mit Giuseppe Zambon 
und dem Staatlichen Museum Ausch­
witz ein Buch über das Vernichtungsla­
ger Auschwitz heraus. Es handelt sich 
um ein Zeugnis von den durch die Nazis 
im KZ Auschwitz-Birkenau durchge­
führten Massenvernichtungen. Stell­
vertretend für die Millionen von Ermor­
deten sind hier die erkennungsdienstli­
chen Fotos von 636 Opfern veröffent­
licht, deren Antlitz unmißverständlich 
die Merkmale der zutiefst' verletzten 
Menschheit trägt. Aus dem Inhalt:

* 636 Fotos mit erkennungsdienstli­
chen Daten der Häftlinge

* Auszüge aus den Erinnerungen von 
Rudolf Hoeß (Kommandant in Ausch­
witz 1940 - 43)

* Einführung in die Geschichte
* Aufsatz von Peter Gingold über den 

Umgang mit Auschwitz im Nachkriegs­
deutschland

* Zahlreiche Fotos, die das allgemeine 
Lagerleben dokumentieren

* Nachwort zum Thema „wie war Au­
schwitz möglich“ und über die Notwen­
digkeit, heute Widerstand zu leisten. 
Das Buch ist bei der WN/BdA FfM, 
Teil Fax: 069/59 70 52 4 erhältlich. 
Ankündigung der WN/BdA

Immer mehr PKK- 
„Sympathisanten“ in Bremen 
Bremen. Der neue Bremer Innensena­
tor Ralf Bortscheller ist ein forscher 
Mann, und - nicht verwunderlich für ei­
nen Innensenator, der von seinen Poli­
zeikräften ständig auf dem laufenden 
gehalt en wird - ein Mann mit viel Durch­
blick. Bundesweit bekannt wurde er 
erstmals am 26. November, als er den 
kurdischen Verein „Hevalti“ als (wört­
lich!) „Volkstanzgruppe zur Förderung 
der PKK“ verbot. Jetzt ist die Bremer 
„Sympathisantenszene“ dran. Am
20.12. berichtete der Berliner Tages­
spiegel: „Bremens Innensenator Bort­
scheller (CDU) hat der Bremischen 
Evangelischen Kirche (BEK) und kirch­
lichen Medien vorgeworfen, mit der ver­
botenen Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) zu sympathisieren. Bortscheller, 
der das Kürzel PKK fälschlich mit Kom­
munistische Arbeiterpartei Kurdistans 
übersetzte, behauptete am Mittwoch, 
die Sympathisantenszene der PKK rei­
che bis in die Leitungsebene’der BEK. 
Als Beleg nannte er vor allem eine kirch­
liche Tagung mit Bremer Politikern und 
Vertretern des Kurdischen Exilparla­
ments. Dabei sei offen für die PKK ge­
worben worden.“

(aus Kurdistan-Rundbrief)
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Arbeitskreis Kirche
\

Hinter den Kulissen
Unterstützung gegen staatliche Bevormundung Geheime Pläne und eine „Strafanzeige“

Schüler, Eltern und Lehrer, die sich ge­
gen die staatliche Bevormundung, die in 
der gesetzlich vorgeschriebenen An­
bringung von Kreuzen in Schulen liegt, 
wehren wollen, erhalten Unterstützung 
von dem Münchener Arbeitskreis „Kir­
che - Staat und Demokraten“.

Zu diesem Arbeitskreis haben sich 
Einzelpersonen der F.D.P, der GRÜ­
NEN und Vertreter von Organisationen 
zusammengefunden, die sich für eine 
klare Trennung von Staat und Kirche 
einsetzen. Dazu gehören u.a. der Bund 
für Geistesfreiheit, die Freidenker, die 
Humanistische Union. Anlaß gab die 
staatlich-kirchliche Kampagne gegen 
das Bundesverfassungsgericht, das die 
bayerische Vorschrift, Kreuze in Klas­
senzimmern staatlicher Volksschulen 
anzubringen, als verfassungswidrig er­
klärt hatte.

Bernd Michl, Sprecher des Arbeits­
kreises: „Die Nichtchristen, deren Zahl 
immer größer wird, sehen indes voll 
Staunen und Empörung, was sich unter

Kommunalwahl in Hannover
PDS/LL tritt zur Kommunalwahl an

Die Kreismitgliederversammlung der 
PDS/LLHannover beschloß mit großer 
Mehrheit, im kommenden Jahr eigen­
ständig mit einer offenen Liste als PDS 
i LL in Niedersachsens Landeshaupt­
stadt Hannover zur Kommunalwahl an­
zutreten. Mit dem Anstoß, „EXPO ab­
sagen oder neu abstimmen“ trat die 
PDS / LL Hannover in ein „Wespennest“. 
Noch immer ist Hannovers Einwohner­
schaft in der Frage Zustimmung oder 
Ablehnung der Weitausteilung EXPO 
!000 gespalten. Der Trend geht jedoch 
^nehmend in Richtung einer deutli­
chen Mehrheit von Ablehnerinnen des 
jroßprojekts, da die vollmundigen Ver- 
iprechungen von Bund, Land und 
Stadtverwaltung, es handele sich um 
‘in „sozial verträgliches und ökologisch 
rientiertes Projekt“, nicht eingehalten

dem Deckmantel von „christlicher“ Po­
litik abspielt. Für viele steht das Kreuz 
als Symbol für die Mißachtung von Men­
schenrechten, für Zwang, Zerstörung 
und Völkermord - bis in unsere Zeit. Die 
jüdischen, muslimischen und alle ande­
ren Mitbürger, die die Geschichte ken­
nen, wissen, wovon sie sprechen. Auch 
bei Christen hat sich mittlerweile die Er- ’ Sinn: Sie soll ablenken von den Fakten, 
kenntniss breit gemacht, daß mit Hilfe 
der Kruzifix-Diskussion ein Machtspiel 
inszeniert worden ist. Es ist an der Zeit, 
daß wir alle uns zur Wehr setzen gegen 
den staatlich-kirchlichen Machtan­
spruch, der auch im neuen Schulgesetz 
wieder seinen Ausdruck findet.“ Weite­
re Vorhaben sind u.a. die Ablösung der 
Vorrechte der Kirchen, insbesondere 
der staatlich verordnete Einzug der Kir­
chensteuer, die staatliche Finanzierung 
von Geistlichen und der Theologenaus­
bildung, die Verbesserung des Arbeits­
rechts in Sozialeinrichtungen mit kirch­
licher Trägerschaft.

(aus Münchener Lokalberichte)

werden. Das hannoversche PDS-MdB 
Rolf Köhne wird auf Wunsch von Mit­
gliedern des neuen, breiten Anti-EXPO- 
Bündnisses mit seinen Bonner Partei­
kolleginnen auch im Parlament eine Ab­
sage der EXPO fordern. Das Thema 
EXPO 2000 steht bereits für Januar-Fe­
bruar auf der Tagesordnung des Bun­
destages. Die PDS'/ LL bietet Initiati­
ven und anderen linken Gruppen so­
wohl die Möglichkeit der Kandidatur 
auf ihrer „offenen Liste“, wie auch die 
Mitsprache in der Gestaltung der pro­
grammatischen Aussagen an. Sollten 
auch andere linke Kräfte eigenständig 
kandidieren, gibt es nach Meinung der 
PDS / LL ein mögliches Bündnis in Form 
von „Zählgemeinschaften“.“

(Pressemitteilung der PDS/LL 
Hannover, 8.12.95) 

Durch die Medien geistert es: „Opfer des 
Stalinismus“ haben den Direktor der 
Gedenkstätte Buchenwald wegen 
„Volksverhetzung“ angezeigt.

Nun, vorweg sei es gesagt, diese „Kla­
ge“ hat sowenig Substanz wie ähnliche 
Aktivitäten des sattsam bekannten 
Deckert. Aber die „Anklage“ hat einen 

um die es tatsächlich geht. Die Medien 
sind den Herrschaften auf den Leim ge­
gangen. Nennen wir nun die Fakten: 
Den Plänen des Direktors Knigge wur­
de ein Strich durch die Rechnung ge­
macht. Der Vorsitzende des Stiftungs­
kuratoriums Prof. Dr. Jäckel (Stutt­
gart): „Es könne nicht sein, daß, 
während die Gedenkstätte für die Nazi- 
Opfer im einfachen Effektenbau unter­
gebracht wird, den Internierten ein 
grandioses Kunstwerk errichtet werde“. 
(Thüringer Allgemeine, 2.12.95)

Ein grandioses Kunstwerk! Genau das 
hatten die ehemaligen KZ-Gefangenen 
Knigge vorgeworfen - er hat stur ge­
leugnet - bis ihn jetzt Professor Jäckel 
Lügen straft.

880 Stelen (Grabmale) aus Stahl für 
die ehemaligen NS-Funktionäre hatte 
Knigge vorgesehen - jetzt muß er dar­
auf „verzichten“. (Thür. Landeszeitung, 
6.12.95)

Der Europarat in Brüssel hat schon 
vor Jahren beschlossen, daß es keine 
Vermischung zwischen KZ-Gedenk­
stätten und den Internierungslagern 
von Faschisten und NS-Kollaborateu- 
ren geben darf (was in keinem Lande 
außer in Deutschland möglich wäre). 
Knigge fiel ein Trick ein: eine Brücke 
sollte vom ehemaligen Internierungsla­
ger in die Gedenkstätte führen. Auch 
darauf muß er nun „verzichten“.

Herr Knigge hat es fertiggebracht (auf 
wessen Kosten?) nach USA und Israel 
zu reisen, um dort „Verständnis“ für sei­
ne Pläne zu gewinnen. Wir wissen nicht, 
was man ihm dort gesagt hat - aber daß 
er bei dem Kongreß der französischen 
Buchenwälder deutliche Worte zu hören 
bekam, das wissen wir. Und dann wur­
den zu Knigges Pech auch noch die Er­
gebnisse der Nachprüfung in den Ar­

chiven bekannt: Die Internierten, die 
Knigge mit. „einem grandiosen Kunst­
werk“ ehren wollte, waren nicht etwa 
„verfolgte Sozialdemokraten“ und 
harmlose Jugendliche, sondern zu 80 
Prozent aktive, organisierte Nazis!

So hatte die „Strafanzeige“ den Sinn, 
von all dem abzulenken; ja Herr Knigge 
erscheint nun in den Medien als der 
Mann, der den Nazis ein Dom im Auge 
ist - weil er auf das „verzichtet“ (ver­
zichten muß), was er in aller Stille vor­
bereitet hat.

Die enttäuschten „Opfer des Stalinis­
mus“ wollen sich nun bei dem zuständi­
gen Minister beschweren. Der, Dr. 
Schuchardt, ist Mitglied der SPD, also 
einer Partei, deren Mitglieder von den 
Nazis verfolgt, zum Teil ermordet wur­
den. Man kann gespannt auf das Er­
gebnis sein.

Das Internationale Buchenwald-Ko­
mitee jedenfalls wird nicht nachgeben 
im Kampf für die weltberühmte Ge­
denkstätte des antifaschistischen Wi­
derstands und gegen alle Pläne, sie zu 
diskreditieren.
Emil Carlebach
1. Vizepräsident des Internationalen 
Komitees Buchenwald-Dora 
und Kommandos

Bleiberecht in europäischem 
Land für die Familie Simsek 
lugsburg, Als die Nachricht bekannt 
vurde, daß der bayerische Innenmini- 
>ter Beckstein die Haftbefehle gegen 
Fariz Simsek (29) und seine Frau Sahi- 
ze (20) aufgehoben hat, freuten und 
sorgten sich viele gleichzeitig. Beck­
steins Anweisung war ja nur eine Reak- 
ion darauf, daß ein anderes europäi­
sches Land dem verfolgten Kurden Fa­
lz ein Bleiberecht gewährt und es so er- 
nöglichte, daß seine Frau und die bei- 
ien kleinen Kinder nach achtmonati­
gem Kirchenasyl die katholische Pfarrei 
St. Raphael bei Augsburg am 20. De­
zember verlassen und zu ihrem Vater 
eisen konnten. Die breite Solidaritäts­
bewegung hat der Familie helfen kön­
nen.
Aber die deutsche Asylgesetzgebung 

und die unmenschlichen Linie der bay- 
er. Staatsregierung werden für neue Fäl­
le sorgen. Deshalb setzen sich SPD und 
Grüne für eine Korrektur der Auslän­
dergesetze und der Asylpolitik ein. Und 
die Sprecher der christlichen Kirchen 
appellierten erneut an den Gesetzgeber, 
-menschliche Lösungen“ zuzulassen. 
Bei der Staatsanwaltschaft Augsburg 
läuft gegen die Pfarrer der drei Kir­
chenasylgemeinden jetzt ein Verfahren

„wegen Beihilfe zum Verstoß gegen das 
Ausländergesetz“. . (bctf)

Noch kein Termin wegen 
Todesschuß auf Halim Dener!
Im Verfahren gegen den Hannoveraner 
SEK-Beamten Klaus T. wegen des To­
desschusses auf den 16-jährigen kurdi­
schen Flüchtling Halim Dener (vor ein­
einhalb Jahren!) ist noch immer kein 
Termin für das Gerichtsverfahren fest­
gelegt. Stattdessen lancierten Anfang 
Dezember haz und Welt am Sonntag Be­
richte über eine angebliche „politische 
Einflußnahme auf die Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft. “ Die niedersächsi­
sche Justizministerin und der Hanno­
veraner Oberbürgermeister sollen die 
„Täter“ sein. Der niedersächsische 
Staatsschutz bemüht sich derweil wei­
ter um die Verbreitung wilder Gerüchte 
über die PKK, siehe die im August von 
ihm lancierten Meldungen über angeb­
liche „PKK-Killerkommandos“, (rül)

Kita-Management vor 
dem Gemeinderat
Stuttgart, Die Kritik zum neuen Mana­
gement in den Kindertagesstätten wur­

de in der letzten Jugendhilfeausschuß­
sitzung von Grünen- und SPD-Stadträ­
ten vorgetragen. Sie hatten außerdem 
erreicht, daß ein Sprecher des Perso­
nalrats aus dem Jugendamt kritisch 
Stellung nehmen und das Alternativ­
programm vorstellen konnte. Die SPD- 
Stadträtin Baehrens setzte per Antrag 
durch, daß der Beginn des Probelaufs 
zunächst auf März 1996 verschoben ist. 
Geplant war der Beginn zum 1. Februar 
1996. Ijn Januar soll das Thema 
nochmals gründlich im Jgendhilfeaus- 
schuß beraten werden. Jugendamtslei­
ter Harrer signalisierte danach auf den 
Personalversammlungen Gesprächsbe­
reitschaft, um zu einem Konsens mit 
dem Personalrat zukommen.

Am 14. Dezember war das Thema 
auch im Gemeinderat vorgesehen. Ob­
wohl der Tagesordnungspunkt kurzfri­
stig abgesagt wurde, versammelten sich 
ca. 100 Beschäftigte und Eltern vor dem 
großen Sitzungssaal, um ihre Haltung 
zu den Plänen deutlich zu machen: Sie 
halten den Vorschlag für rausgeschmis­
senes Geld. Dies wurde symbolisch dar­
gestellt, indem an die Gemeinderäte 
süße Golddukaten verteilt wurden, die 
sie durch einen vergoldeten Fenster­
rahmen werfen sollten. Zu dieser AktL 
on hatte die ÖTV-Kreisverwaltung auf­
gerufen. (mok)

Europa Vorn ganz stolz - 
Hetze gegen Ausländer
Köln. Nach j ahrelangen Differenzen und 
Auseinandersetzungen zwischen Deut­
sche Liga und dem damalige Repu­
blikaner-Chef Schönhuber kam es kürz­
lich zu einem ersten gemeinsamen öf­
fentlichen Auftritt. Die neofaschistische 
Zeitung Europa Vom berichtet in der 
neusten Ausgabe unter dem Titel „Auf­
bruchstimmung im Rheinland“: „Es en­
dete im politischen Phanal.“ Vor lauter 
Begeisterung wird auch gleich der Vor­
gang bildlich dokumentiert, wahr­
scheinlich für den Rechten, der’s nicht 
glaubt.

Unter ihre „Pulheimer Erklärung“ 
sammelt die Liga weiterhin Unter­
schriften. Nicht gerade wenige Leute 
unterschreiben diese Erklärung. Ob die­
se Entwicklungen zu einer neuen rech­
ten Sammlung führt, istmicht auszu­
schließen.

Wichtig ist auch, daß die Deutsche 
Liga ihre Jugendzeitung „Hoppla“ wie­
der herausgegeben hat. Vielleicht wol­
len sie in ihrer „Aufbruchstimmung“ das 
Blatt tatsächlich an den Schulen ver­
teilen, wie sie großmäulig ankündigen. 
Den ausländerfeindlichen Artikel 
schreibt dann ein Kroate, das macht 
sich besser. (jöd)



10 ® Aus Ostdeutschland

CDU und SPD bereiten für 1996 einen Haushalt 
der sozialen Grausamkeiten in Berlin vor

24 Mrd. DM „Einsparungen“ bis 1999 / PDS-Fraktion legt ihre Haushaltsziele vor

Unmittelbar nachdem der Berliner 
SPD-Landesparteitag am 15. Dezember 
mit 163 zu 120 Stimmen einer Wieder­
auflage der Großen Koalition zuge­
stimmt hat, haben CDU und SPD die 
Verhandlungen aufgenommen. Einziges 
Thema: die Haushaltskonsolidierung. 
4,4 Mrd. DM müssen 1996, 24 Mrd. DM 
bis 1999 eingespart werden.

CDU und SPD: „Alles für 
die Metropole Berlin!“
Bis zuletzt hatte Finanzsenator Pieroth 
(CDU) die Haushaltslage beschönigt, 
um den gemeinsam mit der SPD betrie­
benen Ausbau Berlins als Hauptstadt 
mittels Prestigeprojekten (Tiergarten­
tunnel, Reichstagsumbau, sog. Kanzler- 
Bahnhof und Regierungs-U-Bahn, 
Transrapid u.a.m.) voranzutreiben. 
Nachdem das Ausmaß der Finanzkata­
strophe sichtbar wurde, steht angeblich 
alles zur Disposition. In Wirklichkeit 
steht bereits fest: das Finanzloch soll 
ohne Steuererhöhungen für die Kapita­
listen verkleinert werden.

Stattdessen stehen wie üblich Kür­
zungen im Personal- und Sozialbereich 
im Mittelpunkt der Diskussion. Weitere 
18.000 (von derzeit 177.000) Stellen sol­
len bis 1999 abgebaut werden - 19.500 
wurden seit 1990 bereits abgebaut. Er­
höhung der Lehrerstundentafel, Strei­
chung der Lehrmittelfreiheit, Vergröße­
rung der Kitagruppen, Kürzung von Zu­
schüssen an die Verfolgten des Natio­
nalsozialismus und sogenannter „Dop­
pelleistungen im Pflegebereich“ sind an­
gekündigt. Nicht zuletzt soll die bisher 
politisch umstrittene Bezirksreform 
(Reduzierung der Berliner Bezirke von 
23 auf 12) mithilfe des finanziellen 
Drucks durchgesetzt werden.

Gegen diese einseitige Haushaltskon­
solidierung gibt es auf parlamentari­
scher Ebene mit Ausnahme der PDS 
recht wenig Kritik. Den Grünen gehen 
die Kürzungen noch nicht weit genug. 
Sie sehen die Rision mit Brandenburg 
durch die hohe Verschuldung Berlins 
gefährdet.

Wir dokumentieren nachfolgend die 
Presseerklärung der PDS-Abgeordne­
tenhausfraktion. (har)

Dokumentiert: Die Kritik der 
PDS-Fraktion an der Haushalts­
politik des Berliner Senats

1 Angesichts der dramatischen 
Haushaltslage ist eine Absenkung 
der Investitionen unumgänglich. 

Angesichts einer die Investitionssum­
me übersteigenden Nettoneuverschul­
dung muß diese Absenkung der Inve­
stitionen zur Reduzierung der Netto­
neuverschuldung verwendet werden. 
Zugleich muß innerhalb des Investiti­
onshaushalts eine Veränderung der Pri­
oritätensetzung um Umschichtung weg 
von spektakulären Großprojekten 
(„Kathedralenpolitik“) hin zur Siche­
rung des Grundbedarfs an Infrastruk­
tur und Wohnraumversorgung erfolgen. 
(...) •

2 Im Bereich der Verkehrsinvestitio­
nen muß eine eindeutige Priorität 
zugunsten der Investitionen in den 
ÖPNV gesetzt werden. Rückgrat eines 

zukunftsträchtigen ÖPNVs muß der 
flächendeckende Ausbau der Straßen- 

; { bahn sein. Da ein Kilometer Straßen­

bahn 15 bis 20 mal billiger als ein Kilo­
meter U-Bahn ist (bei 80% der Beförde­
rungsleistung), kann durch eine Umori­
entierung vom U-Bahn-Bau auf den 
Ausbau der Straßenbahn mit geringe­
rem Mitteleinsatz eine größere Ver­
kehrsleistung angeboten werden. (...) 

3 In der Wohnungsbaüpolitik und
Wohnungsbauförderung muß die 
Priorität von Wohnungsneubau auf 

die Bestandspolitik gelegt werden. 
Auch hier kann mit geringerem Mittel­
einsatz in kürzerer Zeit ein größerer 
wohnungspolitischer Effekt erzielt wer7 
den. Wir treten deshalb für den Abbau 
des zweiten Förderweges und eine Aus­
weitung der Mittel für eine sozialver- 
trägliche Instandsetzung und Moderni­
sierung und Leerstandsbeseitigung ein. 
(...)

4Die Einsparpotentiale im Personal­
bereich werden zur Zeit in der öf­
fentlichen Diskussion überschätzt. 
Weder der anvisierte Abbau von 22.000 

bis 25.000 Stellen im Laufe der nächsten 
Legislaturperiode noch die von CDU, 
SPD und Bündnisgrünen vertretene 
Einsparsumme von 1 Milliarde im Per­
sonalhaushalt für das Jahr 1996 kann als 
realistisch gelten - und ist obendrein ar­
beitsmarktpolitisch mehr als bedenk­
lich. Einsparpotentiale sehen wir vor al­
lem dort, wo reale Ausstattungsvor­
sprünge bestehen,'wie im Polizeibereich 
mit einem Überhang von 7.000 Stellen .

. gegenüber der Hamburger Polizeidich­
te. Weitere Spielräume können durch 
den Abbau von überflüssiger Bürokra­
tie, Doppelzuständigkeiten im Rahmen 
der Verwaltungsreform geschaffen wer­
den. Zugleich gibt es im Öffentlichen 
Dienst nicht nur Ausstattungsvor­
sprünge, sondern auch Unterausstat­
tungen - so zum Beispiel im Bereich der 
Sozialämter, aber auch der bezirklichen 
Bauplanungsämter. Hier kann nicht' 
weiter eingespart werden, sondern hier 
muß Personal zu Lasten der Hauptver­
waltung aufgestockt werden. (...)

5 Durch eine ökologisch orientierte
Verkehrspolitik muß die BVG aus 
dem Defizit herausgefahren wer­

den. Dazu gehört neben den oben ge­
nannten Veränderungen der investiven 
Prioritäten auch kostensparende und 
die Attraktivität des ÖPNV erhöhende 
Maßnahmen zur Schaffung des Vor­
rangs für den ÖPNV im Verkehrsge­
schehen (Vorrangschaltungen für Bus­
se und Bahn, flächendeckendes Bus- 
spametz). Angesichts des Scheiterns 
des Parkraumbewirtschaftungskon­
zepts erneuern wir unsere Forderung 
nach einer Nahverkehrsabgabe - das 
Befahren des Bereiches im inneren S- 
Bahnring ist an den Besitz einer Um­
weltkarte zu koppeln. (...)

6 Im Bereich der konsumtiven Sach­
ausgaben ist eine prozentuale Kür­
zung von ca. 10 Prozent denkbar. 
Berlin gibt zur Zeit ca. 5 Milliarden DM 

für Geschäftsbedarf, Geräte, Bücher, 
Zeitschriften, Betrieb von Fahrzeugen, 
Gutachten und so weiter aus. Durch ein 
effektives Raummanagement in der öf­
fentlichen Verwaltung und die Absen­
kung der Standards bei öffentlichen 
Bauten sind weitere Einsparungen er­
zielbar. Durchforstet werden müssen • 
die umfangreichen Finanzhilfen des 
Landes Berlin (Subventionen). (...)

Weitere Verbesserungen auf der 
Einnahmeseite können neben der 
oben schon genannten Nahver­

kehrsabgabe - durch eine Anhebung des 
zur Zeit konkurrenzlos niedrigen Ge­
werbesteuerhebesatzes auf400 Prozent 
erzielt werden (ca. 300 Millionen D- 
Mark Mehreinnahmen). Als Ersatz für 
die wegfallende Stellplatzabgabe ist 
eine Infrastrukturabgabe für Investo­
ren einzuführen. Ein Beispiel für Ein­
nahmeverbesserungen durch eine öko­
logisch orientierte Abgabenpolitik wäre 
die Einführung einer Verpackungsabga­
be.

8. 000 bis 10.000 zumeist Studierende demonstrierten am 14.12. in Berlin gegen Sozialleistungskür­
zungen und Ausgrenzung. Mobilisierend wirkte vor allem der Beschluß des Bundeskabinetts, auf das 
BAFöG-Darlehen Zinsen zu erheben. Aufgerufen hatte zur Demonstration ein breites Bündnis von ins­
besondere Jugendgruppen. (har)

WIPianer kämpfen um ihre Zukunft
200 Wissenschaftler protestierten am 13. Dezember 
vor dem sächsischen Landtag
Am 13.12.1995 demonstrierten vor dem 
Sächsischen Landtag in Dresden rund 
200 im „WIP“ („Wissenschaftler-Integra­
tionsprogramm“, darin sind frühere 
DDR-Wissenschaftler befristet ange- 
stellt, die nach her DDR-Annexion in 
ihren alten Stellen nicht weiter be­
schäftigt wurden) beschäftigte Wissen­
schaftler aus ganz Sachsen gegen die 
Untätigkeit der Landesregierung. .1

Nur 20 von insgesamt 284 in Sachsen 
tätigen „WIPianer“ haben nach dem 
Auslaufen des Programms am
31.12.1996 eine Zusicherung auf Weiter- 
beschäftigung.Dies entspricht der Lage 
aller WIPianer. Sollte sich die Bund- 
Länder-Kommission nicht bald auf eine 
dauerhafte Weiterfinanzierung des Pro­
gramms einigen, wäre das Scheitern der 
„Rückführung der Forschung an die 
Hochschulen“ - womit die Schließung 
der Akademien der DDR begründet und 
die Abwicklung von rund 25.000 Wis­
senschaftlern gerechtfertigt wurde - do­
kumentiert. Von den etwas mehr als 
1.400 WIPianem können nur knapp 5% 
einigermaßen ruhig in die Zukunft 
blicken.

Im folgenden der gekürzte Aufruf der 
Leipziger WIPianer:

„Der Freistaat Sachsen steht in der 
Verantwortung, das 1991 vom Bundes­
tag beschlossene Wissenschaftler-Inte­
grations-Programm (WIP) im Hoch- 
schul-Emeuerungs-Programm (HEP) 
in die Tat umzusetzen. Dazu sind zu­

8 Wir wenden uns gegen eine weitere 
Verschleuderung des Berliner Ta­
felsilbers. Auf diese Weise werden 
lediglich kurzfristig Haushaltslöcher 

gestopft, aber nicht die notwendigen 
strukturellen Entlastungen geschaffen. 
Der Verkauf der BEWAG-Anteile wird 
von uns abgelehnt - er ist nicht nur fi­
nanzpolitisch unsinnig, er ist vor allem 
energiepolitisch unvertretbar. Ebenso 
wird es von uns keine Zustimmung zur 
Veräußerung des Wohnungsbestandes 
der landeseigenen Wohnungsbaugesell­
schaften geben - dies ist wohnungs- und 
sozialpolitisch nicht vertretbar. (...) 

sätzliche Stellen an den Universitäten 
und außeruniversitären Einrichtungen 
zu schaffen und finanzielle Möglichkei­
ten zur Gründung von Instituten zu ge­
währleisten. -

In Leipzig wurden 119 Wissenschaftler 
und Techniker der ehemaligen Akade­
mie der Wissenschaften und der Bau­
akademie 1994 entsprechend der Emp­
fehlung des Wissenschaftsrates im Rah­
men des Wissenschaftler-Integrations- 
Programms (WIP) befristet in die Uni­
versität Leipzig integriert. Sie berei­
chern und ergänzen in 8 Fakultäten For­
schung und Lehre. Drei Viertel der WIP- 
Mitarbeiter wirken in den Fakultäten 
für Biowissenschaften, Pharmazie und 
Psychologie, für Chemie und Mineralo­
gie sowie für Physik und Geowissen­
schaften.

Ein besonderes Merkmal vieler WIP- 
Gruppen ist ihre interdisziplinäre Zu­
sammensetzung und Arbeitsweise... Im 
WIP an der Universität Leipzig wurde 
nicht nur, wie vom Wissenschaftsrat ge­
wollt, Grundlagenforschung gesichert - 
im WIP befindet sich auch ein erhebli­
ches technologisches Potential. Viele 
Forschungsgebiete können nur über 
das WIP erhalten werden... 95% der Ak­
tivitäten der WIP-Forscher werden 
fortan aus der Wissenschaftslandschaft 
Sachsens verschwinden. Der Landtag 
muß in der Lage sein, Lösungen zu fin­
den, um diese krasse Zäsur zu vermei­
den!“ (har)
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Bayer-Konzern und Bitterfeld: 
Steuerzahler 
finanziert Übernahme
Bayer und viele andere Konzerne haben 
von der deutschen Einheit profitiert. 
Über eigene in die Treuhand-Anstalt 
entsandte Manager haben sie sicherge­
stellt, daß die Filetstücke der ostdeut­
schen Wirtschaft reibungslos in die ei­
genen Konzemstrukturen eingepaßt 
und mißliebige Konkurrenz hundert­
prozentig vernichtet werden konnte. 
Das in Bitterfeld auf der grünen Wiese 
an der Grenze zu einem Naturschutz­
gebiet entstandene Bayer-Werk wurde 
zu wesentlichen Anteilen (ca.-40%) aus 
Steuermitteln errichtet. -

Der Raubzug geht weiter: Auch die 
nun mit der Nachfolgeinstitution der 
Treuhand, der Bundesanstalt für verei­
nigungsbedingte Sonderaufgaben 
(BVS), ausgehandelte Übernahme des 
Ionen-Austauscher- Geschäftes in Bit­
terfeld wird, wie BVS-Chef Heinrich 
Hornef mitteilte, den Steuerzahler 
„nicht billig“ kommen.

Gute Karten auch für die Bayer-Toch­
ter AGFA: Die ostdeutsche ORWO- 
Filmfabrik steht kurz vor dem Aus. Le­
diglich ein kleiner Bereich der Filmkon­
fektionierung soll weitergeführt wer­
den. Damit geht das von Bayer in der 
Treuhand durchgesetzte Konzept der 
Liquidierung eines unliebsamen Kon­
kurrenten auf.
(Aus Stichwort Bayer, Informations­
dienst der Coordination gegen BAYER- 
Gefahren, Internationales Selbsthilfe- 
Netzwerk seit 1983. Adresse: CBG, Post­
fach 15 0418,40081 Düsseldorf)

Tarifvertrag gegen 
Entlassungen bei der Telekom: 
Respektables Ergebnis?
In den privatisierten Postbetrieben ist 
Personalabbau oberstes Unterneh­
mensziel. Die Vernichtung von über 
100000 Arbeitsplätzen läuft auf Hoch­
touren, obwohl im Lande schon 7 Mil­
lionen fehlen. Der Tarifabschluß zum 
„Ausschluß betriebsbedingter Beendi­
gungskündigungen“ schließt letztere 
bei der Telekom bis Ende 1997 aus und 
bringt noch einige Verbesserungen in 
Details. Daß er ohne Lohnverlust etc. 
(vgL VW) möglich war, resultiert auch 
aus der Kampfkraft und -fähigkeit der 
Postlerinnen, die sich bei den 30tägigen 
Warnstreiks 1994 zeigte. Voraussetzung 
dafür war auch, daß die Postlerinnen 
mit dem eigenen Kopf dachten, sich also 
nicht von der Untemehmerpropaganda 
einfangen ließen.

Seither verstärken die Generaldirek­
tionen ihre Anstrengungen im Kampf 
um die Köpfe. Bei der Telekom mit dem 
„Monitor“ (BILD-Niveau), „Insider“ 
ustf., mit Schulungen und Veranstal­
tungen, „gewürzt“ mit solch unfreiwillig 
komischen Einlagen wie dem Video 
„Ron Sommer im Gespräch“ ...

Die künftige Kampf- und Durchset­
zungskraft der Deutschen Postgewerk­
schaft (DPG) wird entscheidend davon. 
beeinflußt werden, was diese dem ideo­
logischen Trommelfeuer entgegenzu­
setzenhaben wird. Bei aller Bedeutung 
för einzelne Beschäftige bezüglich des 
Schutzes vor persönlichen Nachteilen 
durch die Arbeitsplatzvernichtung muß 
gesagt werden: wer von sozial-huma­
nem Arbeitsplatzabbau oder ähnlichem 
spricht, verstellt den Blick auf die Tat­
sache, daß bei 7 Millionen fehlenden 
Jobsjeder Arbeitsplatzabbau asozial ist

Wenn die DPG jetzt mit der Telekom 
eine gemeinsame Erklärung abgibt, 

nach der sie „aufgrund der Markt- und 
Wettbewerbssituation“ anerkennt, „daß 
auch Personalabbaumaßnahmen not­
wendig sind“, verwässert sie selbst den 
Erfolg des Tarifabschlusses. Muß denn 
nicht der Eindruck entstehen, sie habe 
vor der Kapitallogik kapituliert?

Die kapitalistische Integration der na­
tionalen Wirtschaften in den Weltmarkt 
führt dazu, daß die Kapitalisten durch 
Druck auf Löhne, Arbeitszeitregelun­
gen etc. für sich einem besseren Aus­
gangspunkt im Konkurrenzkampf 
schaffen wollen. Dabei hat sie der Weg­
fall der Systemkonkurrenz bei der Wahl 
ihrer Mittel enthemmt. Durch diese 
Entwicklung werden für die Gewerk­
schaften Spielräume innerhalb dieses 
Systems kleiner, vor allem dann, wenn 
sie das System selbst nicht mehr in Fra­
ge stellen. Vielen Gewerkschaftmitglie- 
dem fällt es zunehmend schwerer, die 
Notwendigkeit von Gewerkschaften zu 
erkennen, wenn deren Erklärungen, wie 
hier die der DPG, nicht mehr deutlich 
von denen des Kapitals zu unterschei­
den sind. Gewerkschaften wurden ge­
gründet, um die Konkurrenz der Arbei­
tenden untereinander auszuschalten. 
Da dies teilweise gelang, konnte die Le­
benslage ihrer Mitglieder verbessert 
werden. Wenn diese grundlegende Er­
kenntnis aus fast 150 Jahren Geschich­
te der organisierten Arbeiterbewegung 
sich in der gewerkschaftlichen Politik 
nicht mehr widerspiegelt, werden die 
Gewerkschaften nach dem Kampf um 
deren Köpfe auch noch viele ihrer Mit­
glieder verlieren.
(aus: DRUCKSACHE, Zeitung der DKP 
BG Post Darmstadt, CL)

Kritische Aktionärinnen 
Daimler Benz fordern 
Lieferstopp für Panzer­
transporter in die Türkei!
Einen sofortigen Lieferstopp der von 
der Daimler-Tochter Mercedes produ­
zierten Zugmaschinen für türkische Pa- 
zertransporter fordert der Dachver­
band Kritischer Aktionärinnen Daimler 
Benz (KAD) in Stuttgart.

Mit dem Export dieser Zugmaschinen 
mache sich Mercedes-Benz nach An­
sicht des KAD zum „Helfershelfer der 
türkischen Militärs, da diese in die Lage 
versetzt werden, ihre Panzer noch fle­
xibler gegen die Kurden einzusetzen.“

Laut KAD-Jurist Holger Rothbauer 
verstößt Daimler mit dieser Lieferung 
gegen „Geist und Buchstaben“ der kon- 
zemeigenen Exportkontrollrichtlinie 
Nr. 5 vom 14.11.1993. Diese sieht ein 
Kontrollverfahren für Fahrzeuge vor, die 
„für militärische oder sonstige nicht-zi­
vile Zwecke verwendet werden können“.

Angesichts der bürgerkriegsähnli­
chen Auseinandersetzungen in der Tür­
kei sprächen die in der Konzemrichtli- 
nie genannten „übergeordneten Aspek­
te dafür, von einem Geschäft Abstand 
zu nehmen, auch wenn dieses nach dem 
Gesetz zulässig wäre“.

Nach Informationen der Kritischen 
Aktionärinnen Daimler Benz werden 
die im Mercedes-Benz-Werk Wörth her­
gestellten 500-PS-Zugmaschinen AS 
3850 in Container verladen und per 
Schiff via Rotterdam oder Antwerpen in 
die Türkei gebracht. Bei Mercedes- 
Benz-Türk in Aksaroy (einer öSprozen­
tigen Daimler-Tochter) werden die Ein­
zelteile zusammengebaut.

In diesem Jahr wurden bereits elf Zug­
maschinen ausgeliefert. Weitere sechzig 
sollen laut Recherche des Dortmunder 
Büros für alternative Rüstungskontrol­
le in den nächsten Jahren folgen.

• Paul Russmann, 14.12.95

Protestaktion der Gewerkschaft HBV vor dem Kaufhaus Hertie in Karlsruhe gegen die Änderung des La­
denschlußgesetzes.

Einstieg in die ertrags­
abhängige Entlohnung
Siemens-Konzern verrechnet Tariferhöhung
Karlsruhe. Der Siemens-Konzern hat 
die tarifliche Vereinbarung zur Er­
höhung des anteiligen 13.Monatslohnes 
von 50 auf 60 Prozent durch eine An­
rechnung auf die jährliche Zahlung der 
sogenannten Erfolgsbeteiligung ausge­
hebelt. Bisher waren die Versuche des 
Betriebsrates erfolglos, diese Kürzung 
der Erfolgsbeteiligung wieder aufzuhe­
ben. Beispielsrechnungen ergeben, um 
welche Beträge es sich ungefähr han­
delt: . zwischen 300 DM in den unteren 
Lohngruppen und 700 DM in höheren 
Gehaltsklassen.

Durch Veränderungen in der Produkti- 
ons- und Arbeitsorganisation haben 
nicht unbeträchtliche Teile der Beleg­
schaft weitere Lohnsenkungen hinneh­
men müssen und zwar in Ausmaßen, die 
an die Anhebung der Tariflöhne vom 
Mai und November locker heranrei­
chen. Die Forderung aus den Konzern­
etagen war, die bisherigen leistungsbe­
zogenen Entlohnungssysteme zu besei­
tigen und „flächendeckend“ Zeitlohn 
einzuführen. Das hätte schwerwiegende 
Lohneinbußen für Akkord- und Prä­
mienlöhner zur Folge gehabt. Auch die 
getroffene Vereinbarung führt zu Lohn­
senkungen, bis zu mehreren tausend 
Mark jährlich.

Die Vereinbarung orientiert sich an 
der Verdienstabsicherung bei Abgrup­
pierungen. Für die Akkord- und Prä­
mienlöhner wird für 18 Monate ein Ver­
dienstausfall gezahlt. Eingeführt wird 
statt der bisherigen Zulagensysteme 
eine individuelle zusätzliche Zulage, die 
jährlich neu beurteilt wird, und das so­
genannte Gruppenergebnis, das nach 
den Stundenleistungen der Gruppe er­
rechnet wird. Die Beurteilung über die 
sogenannte individuelle zusätzliche Zu­
lage trifft der Vorgesetzte. Analog zur 
Leistungsbeurteilung aus dem Tarifver­
trag sind hier ausdrücklich Beurtei­
lungsmerkmale definiert und mit Wer­
tungen versehen. Diese sollen die Ar­
beitskraft ausdrücklich für die Kon­
zernziele mobilisieren. Stichworte die­
ser Beurteilungsbögen sind z.B.: 1. Be­
triebliches Zusammenwirken: Grup­
penfähigkeit, Verantwortung, Informa­
tionsaustausch, Arbeitsdurchführung, 
Motivation. 2. Flexibilität, Arbeitsein­
stellung: Vielseitigkeit, Einsatzbereit­

schaft, Lemwilligkeit, Arbeitsverhal­
ten, persönliche Entfaltung, Ausdauer.
3. Problemlösung: Problemlösungsfä­
higkeit, Initiative, Motivation. 4. Qua­
litätsverbesserung: Optimierung der 
Produktion, Ordnung und Sauberkeit. 
Für die individuelle Zulage werden - 
ähnlich der tariflichen Leistungszulage
- Punkte vergeben. Danach richtet sich 
die Höhe der Zulage. Die zu vergeben­
den Punkte können individuell zwi­
schen 1 und 16 schwanken, die Zulage 3 
beträgt zwischen 29 und stattlichen 471 
DM monatlich.

Mit dem sogenannten Gruppenergeb­
nis hat der Konzern einen Einstieg hin 
zur ertragsabhängigen Entlohnung er­
reicht. Das, was die IG Metall bisher 
noch - wenigstens in ihren Grundsätzen
- abgelehnt hat, wird praktiziert. Beim 
Einstieg wird es nicht bleiben. Das 
Gruppenergebnis wird nach Arbeitsan­
fall und der erbrachten Leistung gezahlt 
und paßt die Beschäftigung im Zusam­
menwirken mit den Jahresarbeitszeit­
regelungen der Konjunktur im Konzern 
an. Regelungen, die den einzelnen Be­
schäftigten irgendwelche Einspruchs­
möglichkeiten bei der Arbeitszeitpla­
nung sichern würden, gibt es genauso 
wenig wie Kriterien, nach denen der Zu­
lagenbeurteilung durch die Vorgesetz­
ten z.B. widersprochen werden könnte. 
So wird zusehends aus der prognosti­
zierten Zeit- oder sonstigen Souverä­
nität die praktizierte Verfügbarkeit 
nach den Anforderungen aus dem Kon­
zern.

Der Betriebsrat erhofft sich, mit die­
sen Vereinbarungen „Arbeitsplätze zu 
sichern“: „Somit ist ein Grundstein für. 
eine zukünftige Entlohnung/Entgelt am 
Standort. Karlsruhe gelegt. Das neue 
Entgelt gekoppelt mit der neuen Gleit­
zeit am Standort eröffnet die Möglich­
keit, das System atmen zu lassen und so 
zu steuern, daß die Beschäftigten und. 
die Firma Erfolge verbuchen können. 
Mit Augenmaß und Vernunft gehand­
habt, erhoffen wir uns, am Standort 
Karlsruhe einen wichtigen Schritt zur 
Sicherung der Arbeitsplätze getan zu 
haben.“ (Aus Info für die Mitarbeiter-in- 
nen der Siemens AG, Karlsruhe der IG 
Metall).

Wer aber zweifelt daran, daß der Per­
sonalabbau fortgesetzt wird?- - (H.H.j
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Mercedes Benz im „Schwellenland“ Brasilien
Arbeitskreis Internationale Solidarität berichtet zum Thema „Brasilien bleibt in der 
Krise“ / Kämpfende Arbeiter in Brasilien erhalten Unterstützung

Der Arbeitskreis Internationale Solida­
rität des DGB Mannheim, der seit vielen 
Jahren enge Beziehungen zur brasilia­
nischen Gewerschaft CUT, und hier be­
sonders zu den Automobilarbeitem der 
ABC-Region sowie zur Landlosenbewe­
gung MST (Movimento Sem Terra) un­
terhält, berichtete im Gewerkschafts­
haus zum Thema: „Brasilien bleibt in 
der Krise“.

Der vor einem Jahr gewählte Präsi­
dent Cardoso hält seine Wahlverspre­
chen nicht ein weder für die Industrie­
beschäftigten noch für die Landlosen, 
die dringend auf eine nachhaltige Land­
reform warten. Stattdessen richteten 
gerade während Cardosos Deutsch- 

- landbesuchs die Banden der Groß­
grundbesitzer im Südwesten erneut ein 
Blutbad in einer Siedlung von Landbe­
setzerri an/ ’ ' /' ‘ .

Die folgende leicht überarbeitete und 
gekürzte Übertragung eines Teilmit­
schnitts der Veranstaltung gibt den Be­
richt über die Situation bei Mercedes 
Benz do Brasil wieder. Bemerkenswert 
ist, wie auch den brasilianischen Mer- 
cedes-Benz-Beschäftigen das hierzu­
lande sattsam bekannte Hohe Lied der 
Konkurrenzfähigkeit vorgesungen wird. 
Die weltweiten Standortdebatten sol­
len sich gegenseitig hochschaukeln, da­
mit die Profite weltweit sprudeln, (tht)

Seit drei Jahren Personalabbau
In den letzten drei Jahren ist die Beleg­
schaft von Mercedes Benz in Sao Ber­
nardo von gut 15000 auf 12000 Beschäf­
tigte heruntergefahren worden; 3000 
Arbeitsplätze sind vernichtet worden. 
Man kann sagen: ähnlich wie in Mann­
heim. Und von den 3000 betroffenen 
Leuten ist „niemand entlassen worden“; 
sie sind alle „freiwillig“ gegangen. So war 
das Verfahren in den letzten Jahren 
weltweit. Mercedes Benz bietet den 
Leuten einen „freiwilligen Abschied“ an 
gegen eine bestimmte Abfindung. Dann 
unterschreiben die Leute eben der Not 
gehorchend.

Die Ereignisse des 25. September
Am 25. September lesen die Kollegen 
morgens folgenden Aushang in ihrer Fa­
brik:
„An die Mitarbeiter des Werkes Sao Ber­
nardo do Campo.

Da Strukturanpassungsmaßnahmen 
zur Gewährleistung der Wettbewerbs­
fähigkeit des Unternehmens auf den in­
ternationalen Märkten unumgänglich 
sind, sieht sich das Unternehmen zum 
Abbau der Belegschaft gezwungen. Die­
se Entscheidung bedeutet den soforti­
gen Abbau von 450 Arbeitsplätzen im ge­
werblichen und 750 Stellen in den indi­
rekten Bereichen des Werkes Sao Ber­
nardo do Campo. Das Unternehmen ver­
traut darauf, durch Kostensenkungs­
maßnahmen und den Kontinuierlichen 
Verbesserungsprozeß seine Wettbe­
werbsfähigkeit weiterhin gewährlei­
sten zu können. . v

Mercedes Benz do Brasil.“

Nach unseren Informationen geschah 
dann folgendes:

Die Werkleitung hat den Betriebsrat 
(die Fabrikkommission) und einige 
führende Gewerkschafter in ein Hotel 
eingeladen, um ihnen diesen Beschluß 
dort mitzuteilen. Nichts weiter. In den 

"folgenden Tagen erschienen Listen, auf 

denen die Leute sich wiedergefunden 
haben, die dann entlassen wurden: 1150 
Leute in Sao Bernardo und 450 in Cam­
pinas. Das entspricht in beiden Fabri­
ken etwa 10% der Gesamtbelegschaft. 
Die Leute auf diesen Listen sind über 
das gesamte Werk querbeet ausgesucht 
worden (bei den größeren Entlassungs­
wellen 1989/90 standen auf diesen Listen 
vor allem „unangenehme Vertreter“ und 
„bösartige Gewerkschafter“). Das gan­
ze muß wie eine Bombe eingeschlagen 
haben, weil es überhaupt keine Vorüber­
legung mit der Fabrikkommission oder 
Gewerkschaft gegeben hat. Das wurde 
einfach so entschieden und sollte auch 
einfach so durchgeführt werden. Die 
brasilianischen Gewerkschafter spre- 
chenin diesem Zusammenhang schlicht 

f von einer „Exekution“. Es waren Kün­
digungen ohne jegliche sonstige Absi­
cherung oder Abfindung wie sonst bei 
den „freiwilligen Kündigungen“. Es.wur- 
den nach unseren Informationen gera­
de einmal drei Monatslöhne weiterge­
zahlt - und dann nichts mehr. Man fällt 
da nicht in ein sogenanntes soziales 
Netz, wo man durch Arbeitslosenunter­
stützung aufgefangen wird. Da ist 
nichts, auch keine ärztliche Versorgung.
Totale Erwerbslosigkeit.

Totaler Streik
Die Belegschaft reagierte darauf, indem 
sie sofort in beiden Werken den totalen 
Streik ausgerufen und auch durchge­
führt hat. Es ist sowohl im Angestell­
tenbereich wie auch im direkten Be­
reich eine Woche lang absolut nichts 
mehr gegangen. Außerdem hielten sie 
jegliche Art von Versammlungen ab, vor 
dem Tor oder im Gewerkschaftshaus; 
sie haben als größere Aktionen eine 
Stunde lang eine bedeutsame Auto­
bahn besetzt. Sie haben mit den Fami­
lienangehörigen eine große Veranstal­
tung gemacht, die sehr großen Eindruck 
hinterlassen hat.

Die Gewerkschaft leistete auch viel 
Öffentlichkeitsarbeit. Die Weltpresse ist 
sehr schnell informiert worden. Wir wis­
sen nicht ganz genau, wer das veranlaßt 
hat - jedenfalls hatte dpa sofort eine 
Nachricht über die Entlassungen bei 
Mercedes Benz. Öffentlichkeitsarbeit 
auch in dem Sinn, daß die Gewerk­
schafter in Brasilien ihre internationa­
len Kontakte, und die im weiteren na­
tionalen Bereich ausgenutzt haben. Da­
bei wandten sie sich auch offiziell an die 
deutschen Gewerkschaften, an die IG 
Metall in Frankfurt und an den Ge­
samtbetriebsrat.

Sie wandten sich aber auch uns, so daß 
uns Faxe aus Sao Bernardo und Cam­
pinas ins Haus flatterten und auf diese 
Weise den Skandal bekannt gemacht 
haben.

Ergebnis
Diese gesamten Aktionen einschließlich 
Streik haben nach einer Woche auf uns 
noch nicht ganz bekannte Weise aufge­
hört. Am 3. und möglicherweise 4. Ok­
tober muß noch gestreikt worden sein. 
Auch aus den Zeitungen, die sie täglich 
vor den Werkstoren verteilt haben und 
die sie uns mitgeschickt haben, ergeben 
sich noch keine präzisen Nachrichten. 
Wir haben aus der deutschen Presse er­
fahren, daß die Streiks beendet sind und 
daß die Leute wieder arbeiten.

Das Ergebnis dieses Streiks insge­
samt und der Verhandlungen war:

Die Zahl der Entlassungen wurde 
nicht vermindert. Es wurden sogar 
mehr entlassen als vorher angekündigt. 
1282 Leute wurden in Sao Beranrdo ent­
lassen und 600 in Campinas.

Die Entlassenen werden nun jedoch fi­
nanziell abgefedert, indem die Betroffe­
nen je nach Betriebszugehörigkeit vier 
bis acht Monatslöhne weiterbekamen. 
Auch das Gesundheitsprogramm wur­
de auf sechs Monate weiterverlängert 
und von den Entlassungslisten wurden 
einige eigentlich gar nicht kündbare 
Personen gestrichen.

Keulenschläge
Die brasilianischen Kollegen haben in 
ihrer Betriebszeitung einen wilden Ka­
pitalisten mit Keule dargestellt, der auf 
etwas draufschlägt- ein Schlag mit der 
Keule für die Rausgeschmissenen und 
ein Schlag gegen die Gewerkschaftsbe­
wegung. ’A

Es werden ganz neue Töne angeschla­
gen. Dinge, die man in den vergangenen 
drei oder vier Jahren einfach erst mal 
miteinander überlegt hat, werden nun 
einfach vollzogen. -

Das ganze ist natürlich auch ein 
Schlag gegen die, die drinbleiben. Nicht 
einfach nur dadurch, daß durch solch 
eine Entlassungswelle ungeheure Ver­
ängstigung unter den verbleibenden 
Kollegen um sich greift, sondern ganz 
praktisch hat sich dieser Keulenschlag 
vier Wochen später noch einmal wieder­
holt.

Abbau von Sozialleistungen
Die Fabrikkommission berichtet in ih­
rer Zeitung vom Oktober von einem wei­
teren Schlag: Am 25. Oktober kündigte 
die Leitung von Mercedes Benz an, daß 
sie eine ganze Reihe von Sozialleistun­
gen einfach streichen werde. Beispiel:

• Sie hatte sich erst 1994 dazu durch­
gerungen, Urlaubsgeld in Höhe von 50% 
des Monatseinkommens zu bezahlen, 
ähnlich wie hier. Gesetzlich ist ein Drit­
tel. Mercedes wird den übergesetzli­
chen Teil jetzt wieder streichen.

• 1990 hatte die Gewerkschaft einen 
sogenannten „strategischen Streik“ 
durchgeführt; 180 Leute stellten die Ar­
beit ein, so daß die ganze Fabrik lahm­
gelegt war. Die unmittelbar Streikenden 
bekamen damals natürlich kein Geld 
vom Werk, wohl aber hatte ein Arbeits­
gericht entschieden, daß die anderen 
bezahlt werden müssen. Nun hat Mer­
cedes das wieder ausgekramt und will 
den Leuten,' die damals aufgrund des 
strategischen Streiks nicht arbeiten 
konnten, das Geld wieder abziehen.

• Sie werden die Essenspreise auf ei­
nen Schlag um 400%, die der Fremdfir­
menarbeiter im Betrieb um 800% er­
höhen. Das bedeutet, daß Fremdfir­
menleuten etwa ein Drittel bis ein Vier­
tel von ihrem Lohn von vornherein ab­
gezogen kriegen für Essen und Früh­
stück.

• Sie werden die Werkszubringerfahr­
ten mit dem Omnibus reduzieren. Die 
etwa 1000 Fremdfirmenarbeiter dürfen 
diese von Mercedes Benz bereitgestell­
ten Omnibusse überhaupt nicht mehr 
benutzen.

Schläge gegen die 
Fabrikkommission selber
In den letzten Wochen bekamen in drei 
oder vier Fällen Betriebsräte, Mitglie­

der der Tarifkommission, eine Ermah­
nung, weil sie innerhalb der Arbeitszeit 
Versammlungen an verschiedenen Stel­
len durchgeführt haben, um mit den 
Leuten zu diskutieren. Das darf nach 
Ansicht von Mercedes Benz nicht sein. 
Sie wollen Gewerkschaftsarbeit nur 
außerhalb des Fabrikgeländes dulden.

Zusammenfassend sagen die Kollegen 
in ihrem Flugblatt: „Kehrt die Diktatur 
zurück? Noch vor einigen Jahren haben 
diese hier abgebildeten Herren geredet 
von Beteiligung, von der Modernisie­
rung der Beziehungen von Arbeit und 
Kapital. Diese wollen das jetzt gar nicht 
mehr. Jetzt stellen sie einfach ihre Nor­
men auf, und das erinnert uns sehr stark 
an die Zeit der Diktatur. Es gibt keinen 
Verhandlungstisch mehr, sondern es 
gibt Repression.“

Was haben wir bis jetzt 
unternommen?
Wir haben den Kreis der Personen, die 
wir kennen und denen internationale 
Solidarität ein Anliegen ist, über die 
Vorgänge informiert, auch die Freunde 
in den anderen Werken von Mercedes 
Benz hier in Deutschland.

Wir haben dem Gesamtbetriebsrat, 
seinem Vorsitzenden Karl Feuerstein, 
die Unterlagen gegeben. Wir haben das 
Gesamtbetriebsrats-Sekretariat in 
Stuttgart informiert, wir haben die IG- 
Metall-Vorstandsabteilung Internatio­
nales informiert. Das ist uns wichtig, da­
mit sie entsprechend ihrer Funktion 
auch reagieren können.

Wir haben darüber hinaus versucht, in 
die Presse zu kommen, z.B. in die taz. 
Ferner haben wir an die brasilianische 
Gewerkschaft Solidaritätsbriefe und an 
die Geschäftsleitung Protestschreiben 
selbst geschrieben oder veranlaßt. Auch 
haben wir versucht finanzielle Unter­
stützung zu geben, so weit das möglich 
war.

Solidarität wird organisiert
Es war sehr wichtig, daß der Gesamt­
betriebsrat in Gestalt von Karl Feuer­
stein sich sofort .eingeschaltet hat und 
das Gespräch mit Herrn Gottschalk 
vom Mercedes Benz-Vorstand, zustän­
dig für Nutzfahrzeuge international, ge­
sucht hat. Er schrieb einen Brief mit 
etwa folgendem Inhalt: Es kann nicht 
sein, daß Mercedes Benz dort in Brasi­
lien anders verfährt als hier in Deutsch­
land; Aufforderung an den Vorstand, 
sich darum zu kümmern; falls Entlas­
sungen nicht zu vermeiden sind, müs­
sen sozialverträgliche Lösungen gefun­
den werden. Über die Reaktion der IG 
Metall haben wir noch keinen Kennt­
nisstand. Die Brasilianer haben sich in­
zwischen für .die Solidarität bedankt 
und geschrieben: „Wir sollten ernsthaf­
ter über weitere, weltweite direkte Ak­
tionen nachdenken, um dieses grausa­
me Spiel der sogenannten Globalisie­
rung der Wettbewerbsfähigkeit oder 
was auch immer zu stoppen.“

Wir haben in den letzten Jahren die Er­
fahrung gemacht, daß die Auseinander­
setzungen, die sie dort führen - wenn 
auch auf einem ganz anderen Niveau der 
Arbeitsbedingungen - genau die selben 
sind wie hier. Die Forderungen des Ka­
pitals von Mercedes Benz in den Ko­
stensenkungsprogrammen dort glei­
chen fast genau in den Prozentsätzen 
den Programmen, mit denen wir hier 
konfrontiert werden.
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Abhörbefugnisse nach
Plan Presseerklärung des

Forum Informatikerinnen für Frieden und 
gesellschaftliche Verantwortung (FlffF) e.V.

Zu den neu eingefügten Vorschriften im 
aktuellen Entwurf eines Telekommuni­
kationsgesetzes (TKG-E) erklären die 
Vorstandsmitglieder des FifF, Ingo Ruh­
mann, Ute Bernhardt und Werner Mo­
ritz:

Neue Kosten für Telekommunikations- 
Anbieter und ihre Kundinnen sowie ei­
nen erneuten Eingriff in das informatio­
nelle Selbstbestimmungsrecht führt die 
Bundesregierung im neuesten Entwurf 
des Telekommunikationsgesetzes 
(TKG-E) vom 24.11.95 ein.
Der neu eingefügte § 92a TKG-E ver­

pflichtet alle Anbieter, auf ihre Kosten 
Kundendatenbanken zu führen, damit 
Name, Anschrift und Rufnummer aller 
Kundinnen für einen automatischen 
Abruf per Computer zur Verfügung ste­
hen. Auf Anforderung von Strafverfol- 
Timgsbehörden, Zollfahndungsamt, 
terfassungsschutzbehörden, MAD und 
BND soll die noch zu schaffende Regu- 
ierungsbehörde die Daten abfragen 
ind weitergeben. Der Dateizugriff muß 
so gestaltet werden, daß dem Anbieter 
die „Abrufe nicht zur Kenntnis gelan­
gen“. Die Regulierungsbehörde darf das 
Zerfahren nur kontrollieren, „soweit 
lierzu ein besonderer Anlaß besteht“.
Auf diesem kleinen Umweg erhalten 

Sicherheitsbehörden Zugriff auf die Da- 
en aller Kundinnen jedes Telekommu- 
dkationsanbieters - juristisch ist es da- 
iei gleichgültig, ob das die Telekom AG 
st oder kleine private Mailboxbetreibe- 
Innen. Weil sie alle Anbieter von Tele- 
:ommunikationsdienstleistungen sind, 
[lüssen sie den automatischen Zugriff 
uf die Daten gestatten und dies auch 
ioch bezahlen. Wer dem nicht Folge lei­
tet, soll zumindest gezwungen werden, 
einen Kundenstamm „bis zur Erfül- 
Ling der Vorschriften (...) nicht zu ver- 
ndem“, in schweren Fällen wird der Be­
heb ganz untersagt.
Als kleines Bonbon sollen gemäß dem 
benfalls neuen § 93a TKG-E dem BND 
ind anderen Geheimdiensten, die mit 
HO-Aufgaben betraut sind, alle Infor­
mationen über die Dienstleistungen 
ind die Telekommunikationsnetze und 
rst recht beabsichtigte Änderungen 
ntgeltfrei mitgeteilt werden. Auf diese 
Veise erhielten die Dienste exklusiv die
irganisatorischen und technischen De- 
ails der Telekommunikationsnetze 
ind -dienste.
Die Lösung im § 92a TGK-Entwurf ist 
lusgesprochen listig. Die Sicherheits- 
lehörden fragen gesuchte Anschlüsse 
iach, die Regulierungsbehörde hat alle 
Anbieter nach der ge­
wünschten Person 
»zw. Personen­
ruppe zu 
lurchsu- 
hen. Damit 
vermeiden 
iie Sicher- 
leitsbehör- 
ien doppel­
ten Ärger: Er­
bens sparen sie 
nch die Arbeit und ____
weitens den Ärger mit ei- 
ier realen Superdatei allerTelekommu- 
ükations-Kundlnnen - die entsteht nur 
Irtuell bei der Regulierungsbehörde 
)ei jeder Anfrage. Die Regulierungs­
behörde selbst ist nur ausnahmsweise 
ur Kontrolle befugt und damit lediglich 
lusführendes Organ einer Datenverar- 
’eitung im Auftrag. Sie erhält die An­
lagen von den Sicherheitsbehörden 
ergütet.

Diese Form der Novelle ist die Umset­
zung jener Vorgaben, die Ministerin 
Leutheusser-Schnarrenberger schon 
im Mai 1995 im Bundestag ankündigte. 
Die Ministerin, der der Große 
Lauschangriff zum Stolperstein wird, 
baut den kleinen Lauschangriff munter 
aus. Die Bundesregierung hält sich da­
mit an ein vertrauliches Papier zu Pro­
blemen der modernen Telekommunika­
tionstechnik und der Privatisierung des 
Telekommunikationssektors, das vom 
Justizministerium erarbeitet wurde. 
Auf der von Leutheusser-Schnarren­
berger referierten Liste sind noch die 
Erweiterung der Femmeldeüberwa- 
chungs-Verordnung (FUeV) auf private 
Telekommunikationsanlagen, die Re­
gelung von Debit-Karten und die inter­
nationale Umsetzung deutscher Vor­
schriften, damit abzuhörende Personen 
nicht auf ausländische Anbieter aus­
weichen können. Fällig ist auch die No­
velle des § 100c StPO: Zwar müssen Te­
lekommunikationsanbieter nach der 
FUeV vom Mai 1995 die Funkzelle von 
Mobilfunkteilnehmerinnen an Sicher­
heitsbehörden liefern, mit denen sich 
ein lückenloses Bewegungsbild zusam­
mensetzen läßt, solange das Funktele­
fon empfangsbereit bleibt. Die Sicher­
heitsbehörden aber dürften derartige 
Bewegungsdaten gar nicht erhalten, 
weil derartiges in der gültigen Fassung 
des § 100c StPO nicht vorgesehen ist.

So schraubt die Bundesregierung 
beim kleinen Lauschangriff die Ein­
griffsbefugnisse und die Qualität der er­
faßten Daten hoch. Damit kann die 
Bundesrepublik ihre internationale 
Spitzenposition beim Abhören halten. 
Zum Vergleich: nach den letzten ver­
fügbaren Zahlen für 1993/94 gab es in 
den USA etwa 1500 Abhöraktionen, 
hierzulande 3500 - pro Kopf der Bevöl­
kerung hier also sechsmal soviel wie 
dort.

Die Neuregelung des Telefon-Ab­
hörens, die zu Beginn damit begründet 
wurde, digitale Funktelefone abhörbar 
zu machen, wird nun stark erweitert 
und damit zu einer umfassenden Aus­
höhlung des Fernmeldegeheimnisses. 
Der uferlose Datenabruf auf Kosten der 
Anbieter und damit der Kundinnen, 
dessen Kontrolle nur auf besondere Ver- 
anlassung statthaft sein soll, ist nur ein 
Schritt auf dem gefährlichen Weg in die 
falsche Richtung. Die gesetzliche Ein­
bindung der Geheimdienste in die Pla­
nungen neuer Telekommunikations­
netze und -dienste ein weiterer. Die 
Bundesregierung treibt die Entwick- 

__ lung zu einer Informati­
onsgesellschaft vor­

an, in der sensi­
belste Daten 

über die Te- 
lekommuni- 
kations-In- 
frastruktur 
laufen.

Gleichzeitig
wird eines der 

wichtigsten
Schutzrechte der 

Bürgerinnen für diese Form
der Techniknutzung planmäßig scheib­
chenweise abgebaut.

Wir fordern daher die Bundesregie­
rung auf, ihre Pläne vollständig offen­
zulegen und den Abbau des Femmelde- 
geheimnisses nicht weiter voranzutrei­
ben. Schutzrechte unserer Verfassung 
auf dem Weg in die Informationsgesell­
schaft’über Bord zu werfen, ist rechts­
staatlich nicht hinnehmbar!

Unter Z'cri

VOM KRIEGE
AibtirliKte AmOju

Prujnwr Dr. Werner f-Uhlwei

Generalmajor Carl von Clausewitz hat die 
strategische Defensive als die stärkste 
Form erfolgreicher Kriegführung heraus­
gestellt Sic zerfällt in zwei Teile, einen des 
Abwartens und einen der Aktion. Ihren ak­
tiven Teil nannte er »operativ-taktische 
Offensive«. In unserer heutigen Termino­
logie ist dieser Teil die aus der militärstra- 
tcgischen Zielsetzung abgeleitete militär­
strategische Gegenkonzentration. Das 
Ziel, nach Möglichkeit mit einem groß an­
gelegten Gegenangriff das operative Ziel zu 
erreichen, hat Clausewitz in seinem Werk . 
>Vom Kriege« im 9. Kapitel des VHI. Bu­
ches alskcnzcn  tri sehen Angriff,in unserem 
Sinne Gegenangriff, beschrieben.

Sandkastenspiele mit 
dem Frieden
Ein Kriegsplan im Entstehen
In der öffentlichen Meinung der BRD un­
terliegen alle mit der Außen- und Si­
cherheitspolitik zusammenhängenden 
Gegenstände einer Neubestimmung. 
Der neue Kurs nimmt die Nachbarn im 
Osten als deutsche Einflußsphäre wahr. 
Dabei scheinen zum ersten Mal in der 
katastrophenreichen Geschichte des 
deutschen Imperialismus die imperiali­
stischen Konkurrenten Rückendeckung 
zu geben. Die neue expansive Politik 
muß legitimiert werden, sie muß ent­
worfen und gemacht werden und sie 
muß militärisch abgestützt werden. Auf 
die Bühne treten theologisierende Poli­
tiker, politisierende Generale und wis­
senschaftlich räsonierende Schlächter.

Theologisierende Politik
Mit dem Zerfall des realen Sozialismus 
entfiel auch das jahrzehntelang aufge- 
baute Feindbild der NATO. Da die Mi­
litärpolitik der BRD von Anfang an mit 
einer Bedrohung durch den Warschau­
er Pakt und seinen Kem, die Rote Är- 
mee der Sowjetunion begründet wor­
den war, entstand eine Lücke in der Le­
gitimation deutscher Rüstung. Diese 
Lücke wurde inzwischen geschlossen. 
Bundespräsident Roman Herzog, 
Schüler des Verfassungskommentators 
und heimlichen Faschistensyndikus 
Maunz, referierte die neue Doktrin letz­
ten November vor den Kommandeuren 
der Bundeswehr einmal mehr: Herzog:

„Das Grundgesetz verpflichtet die 
deutsche Politik auf moralisch-ethische 
Maßstäbe. Es verpflichtet jeden Bürger 
und alle staatliche Gewalt auf den 
Schutz der unverletzlichen und unver­
äußerlichen Menschenrechte, die 
Grundlage jeder Gemeinschaft, die 
Grundlage des Friedens und der Ge­
rechtigkeit in der Welt sind. Es be­
stimmt auch den Zweck und den Auf­
trag unserer Streitkräfte und es be­
grenzt diesen nicht auf die Verteidigung
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Nur wer klare Begriffe hat, kann auch fuhren

Das Heer in der gegenwärtigen 
Sidierheitslage

der nationalen Grenzen, so sorgfältig 
die Entscheidungeh darüber auch be­
dacht werden müssen ... Gerade weil 
Deutsche in der jüngsten Geschichte 
militärische Gewalt in so schrecklicher 
Weise mißbraucht—und übrigens auch 
erlitten — haben, ist unser Land beson­
ders verpflichtet, sich im Rahmen der 
Völkergemeinschaft an der Wiederher­
stellung des Rechts zu beteiligen.“

In diesem Gedankengang faßt der 
Bundespräsident Recht nicht demo­
kratisch, nicht als yon Menschen ge­
troffene Übereinkunft auf, sondern als 
vom Denken vorgefundenes Ideal, das 
zu erkennen, dem nachzueifem und 
dem schließlich und notfalls auch mit 
Gewalt zur Wirklichkeit zu helfen wäre. 
Das so aufgefaßte Recht hängt nicht 
mehr von irgendeiner menschlichen Ge­
setzgebung ab, es repräsentiert ge­
genüber menschlichem ein höheres We­
sen, ist wie von einem Gott gegeben da. 
Gerade weil es als Ideal über allem 
menschlichen Treiben steht, kann das 
so vorgestellte Recht überall gelten, 
wird die abweichende Meinung Betrof­
fener unerheblich und Widerstand ge­
gen die Stiftung des rechtmäßigen Zu­
standes verbrecherisch.

Da der demokratische Konsens als 
Rechtsquelle wegfällt, bestimmt in der 
politischen Wirklichkeit das Durchset­
zungsvermögen, das Gewaltpotential 
den Inhalt des Rechtsideals, das weit 
entfernt davon sich ewig selbst zu glei­
chen, aktuell formuliert wird. Die Herr­
schenden, die das kleine Deutschland 
mit gefährlicher Frechheit unter die 
großen Mächte rechnen, formulieren 
ihre schäbigen Geschäftsabsichten als 
sittliches Ideal. So können sie den nähe­
ren und ferneren Nachbarn geballte La­
dungen unverschämter Ansprüche vor 
die Haustüre oder auch über die Gren­
ze werfen, ohne daß im eigenen deut­
schen Land der aggressive Charakter ei­
ner solchen Außenpolitik in der öffent-
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Die Europäische Sicherheitsarchitektur
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Schaubilder links und oben aus „Nato Briefu Nr. 5 Sep./Okt. 1995

Karte unten „Europa - politisch“, Bayerische Landeszentrale für po­
litische Bildungsarbeit

Karte rechts aus der Beilage zur Wochenzeitung das Parlament „Aus 
Politik und Zeitgeschichte“, 10. November 1995

liehen Meinung auch nur thematisiert werden dadurch nämlich zur Freund­
werden müßte; der Staat tut, was die schäft: gezwungen! Es handelt sich lei-
Menschenrechte fordern und die Guten 
sind — ohne jede Frage — wir!

Politisierende Generalität
Die fundamentalistische Methode der 
Selbstlegitimation stößt an die Grenze 
ihres Leistungsvermögens, wenn die 
ausersehenen Anderen nicht so wollen, 
wie sie sollten. Hier muß sich der Dis­
kurs verzweigen. In der breiten Öffent­
lichkeit geht es moralisch sittlich wei­
ter. Der Feind wird verteufelt, rundum' 
verneint und vernichtet. Was sind heu­
te noch „die Serben“ in der öffentlichen 
Meinung Deutschlands? Was morgen, 
„die Russen“? Ein Nichts! In der Rea­
lität allerdings ruft eine Politik der An­
sprüche Gegenkräfte auf den Plan, die 
unsentimental abgewogen und einge­
schätzt werden müssen.

So stellt zum Beispiel Naumann, Ge­
neralinspekteur der Bundeswehr, letz­
ten November vor dem sicherheitspoli­
tischen Arbeitskreis der CSU in einer 
von ihm so bezeichneten sicherheitspo­
litischen Gleichung folgende Konstan­
ten fest:

( „Die Bedrohungslage des Kalten Krie­
ges ist überwunden. Unser Land ist von 
Verbündeten oder befreundeten Natio­
nen umgeben. Sicherheit und Schutz 
der territorialen Integrität sowie der 
freiheitlich-demokratischen Lebens­
ordnung sind gegenwärtig nicht mehr, 
unmittelbar existentiell bedroht. Wir 
sind kein Frontstaat mehr und wir wer­
den alles dafür tun, daß dieser Zustand

1 nicht mehr rückgängig gemacht werden 
kann. Wir liegen derzeit nicht mehr in 
der Reichweite eines zu raumgreifenden 
Operationen befähigten Gegners, aber 
es wäre Bauen auf Hoffnung statt Fak­
ten, dies als völlig irreversibel zu be­
zeichnen.“

In dem Satz „Wir sind kein Frontstaat 
mehr und wir werden alles dafür tun, 
daß dieser Zustand nicht mehr rück­
gängig gemacht werden kann“ steckt 
eine unerhörte, gegen den Osten ge­
richtete imperialistische Anmaßung 
des neuen Deutschlands. Die Nachbarn 

der auch nicht bloß um ein allgemeines 
Schwadronieren. Für das Denken des 
militärischen Führers, der für eine an­
maßende Politik militärisch einzuste­
hen hat, wird nämlich jede wider­
standsfähige Macht zum möglichen 
Feind. Naumann in seiner Gleichung
über Rußland:.

„Aber auch das konventionelle Poten­
tial gilt es zu beachten. Rußland will 
rund 1,5 Millionen Mann im Frieden un­
ter Waffen behalten. Dies ist zwar eine 
Projektionsfähigkeit, die nur nach län­
gerer Vorbereitung und nur in eine Rich­

tung zur Geltung gebracht werden 
kann, die Deutschland nicht mehr di­
rekt erreichen kann, aber sehr wohl un­
sere östlichen europäischen Nachbarn 
oder die Flanken der NATO.

Für manche unserer Verbündeten und 
unsere Nachbarn im Osten ist daher die 
Frage nach wie vor Sicherheit vor Ruß­
land, während wir, sicher im westlichen 
Lager stehend und mehr als 1000 km von 
Rußland entfernt es uns leisten können, 
Sicherheit mit Rußland anzustreben.

Wir haben daher die Gelassenheit an­
zuerkennen, daß Rußland wegen seiner 
unruhigen Grenzen im Süden und 
Osten starke Streitkräfte braucht. Aber 

wir dürfen das vorhandene PotentiaJ 
nicht ignorieren, vor allem nicht die an­
haltenden Bemühungen Rußlands um 
immer modernere Waffen. Wir müssen 
ein Gleichgewicht der Optionen erhal­
ten, dies ist die Voraussetzung einer Po­
litik wahrer Kooperation, einer Koope­
ration, die wir wollen. Auf dieser Basis 
können wir die Chance nutzen, Stabi­
lität für ganz Europa zu erreichen und 
Sicherheit mit Rußland zu ermöglichen. 
Dieses Ziel kann Europa nur mit 
Deutschland erreichen, Verteidigungs­
fähigkeit zu erhalten ist daher Ausdruck 
deutscher Verantwortung für Europa.“

Wenn Naumann sagt, es werde „alles“ 
unternommen, damit Deutschland 
nicht wieder Frontstaat werde, diktiert 
er also gleichzeitig Rußland diese Si­
tuation zu und sagt auch etwas Knall­
hartes über die Bündnisfreiheit der da­
zwischen liegenden Staaten aus. Sie be­
steht aus seiner Sicht nämlich nur als 
Freiheit zur NATO. Deutschland hat 
keinen Feind? Kein Problem, wir ma­
chen uns erst einen, dann zwei, dann...

Schlachthauswissenschaft
Solbald der Feind gemacht ist, hat die 
Militärwissenschaft ihre Aufgabe, denn 
jetzt muß eine Strategien her, ihn zu be­
siegen. Die Politik fordert den Erfolg, 
aber der Erfolg hat seinen Preis, das Mi­
litär erhält Forderungen und gibt For­
derungen an die Diplomatie und die 
Wirtschaft zurück. Auf dieser Diskurse­
bene kann der brutal aggressive Inhalt 
einer Politik nicht mehr bestritten wer­
den, und wenn die Diskussion nicht hin­
ter verschlossenen Türen bleiben kann, 
so wird sie durch einen speziellen wis­
senschaftlich-technischen Jargon der 
Öffentlichkeit entzogen.

Im Septemberheft der „Europäischen 
Sicherheit“ setzt der Stabsabteilungs­
leiter im Führungsstab des Heeres, Bri­
gadegeneral Christian Millotat eine ge­
radezu chiffrierte Aussage ab. Was wird 
ein karrierebewußter Offiziersschüler 
oder Stabsoffizier tun, wenn er liest:

„Das Ziel, nach Möglichkeit mit einem 
groß angelegten Gegenangriff das ope­
rative Ziel zu erreichen, hat Clausewitz
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in seinem Werk Vom Kriege im 9. Kapi­
tel des VIIL Buches als konzentrischen 
Angriff, in unserem Sinne Gegenangriff, 
beschrieben.“

Der strebsame Soldat wird in die 
Truppenbücherei gehen, um in dem 
Werk aus der ersten Hälfte des 19. Jahr­
hunderts nachzuschlagen, was wohl ge­
meint ist. Einem schlichten Haudegen 
wird schon die vollständige Kapitel­
überschrift die neue Richtung weisen. 
Sie lautet nämlich: „Kriegsplan, wenn 
Niederwerfung des Feindes das Ziel ist“. 
Einige werden wohl auch weiterlesen 
und an Hand einer Vielzahl kriegsge­
schichtlicher Beispiele — die an das 
zeitgenössische Publikum gerichtet wa­
ren—lernen, was es mit dem „konzen­
trischen Angriff“ auf sich hat. Unter ei­
nemkonzentrischen Angriff wird ein ge­
trenntes Vorgehen verbündeter oder 
verbundener Kräfte in Richtung der 
„Herzgrube“ des feindliches Staates 
verstanden, der dadurch vollständig 
niedergeworfen werden kann. Aller­
dings steht dem großen Erfolg gegen­
über, was Clausewitz die „schwache 
Form“ nennt. Einige Risiken tun sich 
auf:

Wer eine militärische Entscheidung 
sucht, tut gut daran, überlegene Kräfte 
auf einen Punkt zu konzentrieren. Wer 
sich zum konzentrischen Angriff auf­
stellt, riskiert, daß die einzelnen An- 
grifftsteile einzeln und nacheinander 
geschlagen werden.. Verbündete Mäch­
te haben Interessendifferenzen, beson­
ders, wenn sie von der Gegenwehr des 
Angegriffenen unterschiedlich getrof­
fen werden. Erfolgt der konzentrische 
Angriff auf weit auseinanderlegenden 
Linien, müssen die Verbindungen auf­
wendig gesichert werden. Im Voran­
schreiten des konzentrischen Angriffs 
wächst für eine Weile die Widerstands­
kraft des Angegriffenen, weil seine Kräf­
te auf immer engerem Raum konzen­
triert werden. Aber: Wenn er gelingt, 
führt der konzentrische Angriff zur voll­
ständigen Niederwerfung des Feindes, 
der seine Streitkraft nirgendwo mehr 
anlehnen und nur noch bis zum Unter­
gang kämpfen oder kapitulieren kann.

Die Probleme des strategischen kon­
zentrischen Angriffs zeigten sich sehr 
drastischim2. Weltkrieg, so konnte der 
Gegenangriff auf das Nazireich erst ge­
führt werden, nachdem in langen und 
verlustreichen Kämpfen die Verbin­
dungslinien der Alliierten durch Über­
legenheit der See- und Luftmacht eini­
germaßen sicher waren; der Fortschritt 
der konzentrisch angelegten Kräfte war 
quälend langsam; die politischen Ab­

Stimmungsprobleme in der An­
tihitlerkoalition schwerwie­
gend; bis in die letzten Kriegs­
monate hinein blieb den Faschi­
sten ein Potential, das sie gezielt 
gegen die einzelnen Richtungen 
des Gegenangriffs, in Italien, in 
Frankreich, auf dem Balkan, im 
Osten usw. werfen konnten. 
Aber: Am Ende konnte sich die 
Militärmacht der Faschisten nir­
gendwo mehr anlehnen, stand 
die Anti-Hitler-Koalition überall 
und war die bedingungslose Ka­
pitulation unabwendbar. 8

9 
tO- 
ilRußland und der konzentri­

schen „Gegenangriff
Das Modell des strategischen 
konzentrischen Gegenangriffs, 
der kriegsplanmäßig, d.h. poli­
tisch und militärwirtschaftlich 
vorbereitet sein muß und sich 
nur lohnt, wenn die „Niederwer­
fung“ das Ziel ist, (nicht etwa die 
bloße Wahrung der eigenen Un­
abhängigkeit) wird gegenwärtig 
für Rußland durchdiskutiert. Noch mal 
Millotat:
- „Erstmals verfügt Deutschland über 
ein strategisches Vorfeld, das durch 
freundwillige Nationen gebildet wird, 
die anstreben, NATO-Mitglieder zu 
werden. Das führt aus rein militärischen 
Gründen zu Zeitgewinn für unsere Ver­
teidigungsvorbereitungen.

Es zeichnet sich ab, daß die in diesem 
strategischen Vorfeld liegenden Länder 
in absehbarer Zeit sicherheitspolitisch 
und auch militärisch mit NATO und 
Westeuropäischer Union verknüpft wer­
den. Dies ist ein deutsches politisches 
Ziel. Unzweifelhaft ist, daß zur Verwirk­
lichung des militärstrategischen Prin­
zips der Gegenkonzentration dem mi­
litärischen Führer der benötigte Raum 
zur Verfügung stehen muß. Sonst 
kommt er als entscheidender operativer 
Faktor neben den anderen Faktoren 
Kräfte, Zeit und Information dicht zur 
Geltung, weder bei der Krisenbewälti­
gung, der Bündnisverteidigung auf Di­
stanz außerhalb Deutschlands noch bei 
der Verteidigung deutschen Bodens.“

Alle diese Sandkastenspiele und chif­
frierten Andeutungen wären halb so 
wild, wäre da nicht die konkrete Außen­
politik der BRD. Diese Außen- und Mi­
litärpolitik führt gegenwärtig unter 
Friedensbedingungen einen echten 
strategischen Aufmarsch durch, der im 
Endeffekt zu einer konzentrischen Auf­
stellung der Nato mit Angriffsrichtung
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auf die politischen und wirtschaftlichen 
Zentren des heutigen Rußland zeigt. 
Die NATO schafft sich mitten im er­
klärten Frieden die Fähigkeit, mehr 
oder weniger aus dem Stand heraus 
zum konzentrischen „Gegen“angriff auf 
Rußland anzutreten. Durch dieses gi­
gantische politisch-militärische Manö­
ver wird in Europa eine neue Polarisie­
rung erzwungen. Dreh- und Angelpunkt 
der neuen Polarisierung ist die deutsche 
Politik. Ausgerechnet die deutsche Mi­
litärdiskussion reklamiert eine NATO- 
Strategie, die es möglich machen wür­
de Rußland, nachdem man es in der Rol­
le des Rechts- und Friedensbrechers 
festgemacht laviert hat, militärisch 
„niederzuwerfen“.

Bündnis- und Rüstungspolitik sind 
dabei, die Bedingungen dieser Strategie 
zu schaffen, die als „europäische Si­
cherheitsarchitektur“ bezeichnet wird. 
Naumann in der bereits oben zitierten 
Ansprache:

. „Es ist nicht vorstellbar, daß den neu­
en Mitgliedern der EU der Sicherheits­
status versagt wird, den alte Mitglieder 
dank der NATO genießen. Die Öffnung 
der EU und die der NATO sind daher un­
auflösbar miteinander verknüpft und es 
ist allein deshalb nur logische Konse­
quenz, wenn wir als langfristiges Ziel die 
Kongruenz der Mitgliedschaften in 
NATO und EU anstreben.“

Die Schaubilder und Karten zeigen, 
was eine Eingliederung der bisherigen 
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„Neutralen“ Österreich, Finnland und 
Schweden bewirken würde. Ein Blick 
auf die Landkarte zeigt, daß dann mit 
gelungener Auslöschung der serbischen 
Unabhängigkeit und Verwandlung des 
Landes in eine „freundwillige Macht“ 
von Norwegen bis zur Türkei ein Halb­
rund entstünde, in dessen Brennpunkt 
Rußland läge, dem mit jedem weiteren 
Beitritt, (nahe ins Auge gefaßt sind Po­
len, Tschechien, Ungarn) schärfer ein­
geheizt werden könnte.

Bei den östlichen Nachbarn stößt die 
Politik der Polarisierung durchaus nicht 
auf den ungeteilten Zuspruch, der 
durch die BRD-Publizistik vorgespie­
gelt wird. Weit verbreitet ist die Ansicht, 
daß gleichberechtigte Zusammenarbeit 
in der OSZE der Ausgangspunkt für die 
Organisation des Zusammenlebens in 
Europa sein könne. (maf)

Quellen:
Rede von Bundespräsident Roman Herzog an­
läßlich der Kommandeurtagung der Bundes­
wehr am 15. November 1995

Rede des Generalinspekteurs der Bundes­
wehr, General Klaus Naumann im Rahmen des 
Kongresses zum Generalthema „Sicherheit ga­
rantiert Zukunft“ des Sicherheitspolitischen 
Arbeitskreises der CSU, 18.11.95 in München

Carl von Clausewitz, Vom Kriege, Ferd. Dümm- 
lers Verlag Bonn,. 1973

Christian Millotat, Nur wer klare Begriffe hat, 
kann auch führen. Das Heer in der gegenwär­
tigen Sicherheitslage. In: Europäische Sicher­
heit Nr. 9,44. Jg., September 1995.
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Das Märchen vom letzten Gedanken
Ein historischer Roman aus dem Kaukasus - Leseempfehlung 

' eines Buchs von Edgar Hilsenrath

Der 1989 erschienene „historische Ro­
man aus dem Kaukasus“ „Das Märchen 
vom letzten Gedanken“ von Edgar Hil- 
senrath verblüfft beim Lesen durch sei­
ne Aktualität. Thema des Romans ist 
die Vertreibung und systematische Aus­
rottung der Armenier in der Türkei An­
fang dieses Jahrhunderts. Die türkische 
offizielle Geschichtsschreibung, die bis 
heute das Verbrechen am armenischen 
Volk leugnet, bastelt gegenwärtig an 
den Theorien, die die Verfolgung, Un­
terdrückung und wieder auch die Aus­
rottung der kurdischen Menschen 
rechtfertigen sollen: und gerade deswe­
gen liest sich der Roman in weiten Tei­
len als - mögliche -Gegenwartsschilde­
rung. Die Vorstellung dessen, was in 
Kurdistan seitens der türkischen Re- 
gierung und Armee, aufgerüstet durch 
Waffen und unterstützt vom militäri­
schen Ausbildern und Beratern aus 
Deutschland, geschieht, wird durch das 
Lesen des hier vorgestellten Romans 
konkreter und faßbarer.

Schon die Idee, den Blick zurück in die 
Geschichte des armenischen Volkes als 
Dialog eines sterbenden Menschen mit 

. dem „Märchenerzähler in seinem Kopf“ 
zu gestalten, fasziniert immer wieder.

„Ich bin der Märchenerzähler in dei­
nem Kopf. Nenne mich Meddah. Und 

- nun sei ganz still, Thovma Khatisian. 
Ganz still. Denn es dauert nicht mehr 
lange. Bald ist es soweit. Und dann ...

■ wenn deine Lichter allmählich ausge­
hen ... werde ich dir ein Märchen er­
zählen.“

„ Was für ein Märchen, Meddah?“
„Das Märchen vom letzten Gedanken. 

Ich werde zu dir sagen: Es war einmal 
ein letzter Gedanke. Der saß im letzten 
Angstschrei und hatte sich dort ver­
steckt.“

„Warum, Meddah?“
„....Der hatte sich dort versteckt, um 

mit dem letzten Angstschrei ins Freie zu 
segeln... durch deinen sperrweit aufge­
rissenen Mund.“

„Wohin, Meddah?“
„Nach Hayastan.“ (was in armenisch 

Armenien bedeutet) (S. 5)

Der Roman erzählt die Geschichte des 
Vaters dieses Thovma Khatisian, War- 
tan. Thovma wurde 1915 in einer Frau- 
enkolonne geboren, die von türkischen 
Wachmannschaften im Zuge der soge­
nannten „Umsiedelungen der armeni­
schen Bevölkerung“ in den sicheren Tod 
geführt wurde.

Das war der Zeitpunkt, wo sich in der 
r Türkei die Strömung des „Türkentums“ 

durchgesetzt hatte. Mit dem Kriegsbei­
tritt sollten die Träume von der Re­
stauration der alten osmanisch-türki­
schen Macht verwirklicht werden. Der 
Herrenmensch - in diesem Falle türki­
scher Art - setzte alles daran, die von 
ihm zum Untermenschen erklärten an­

deren Völker zu vernichten. Opfer die­
ser pantürkischen Ideologie waren zu­
erst das Volk von Pontus und die grie­
chische Minderheit in Westanatolien. 
Nach diesen Völkermorden erfolgten 
zwei weitere,die diese in ihrer Dimensi­
on um ein Vielfaches überstiegen, näm­
lich an dem Armeniern und an den Kur­
den. Von 1914 bis 1916 wurden 1,5 Mil­
lionen Armenier in einem bestialischen 
Massenmord dahingemetzelt. Im ei­
gentlichen Land der Armenier lebt heu­
te nur noch eine Minderheit von einigen 
Hunderttausend.'Etwa zur selben Zeit 
wurde mit ähnlichen Methoden unter 
den Kurden gewütet und gleichzeitig 
Kurden gegen Armenier und Kurden ge­
gen Kurden gehetzt. -

Dieser geschichtliche Hintergrund 
kommt in Hilsenraths Roman voll zum 
Tragen. Da versucht der Müdir Bey 
(Poizeichef bzw. Statthalter) von Bakir 
dem armenischen Bauern Wartan Kha­
tisian, den man sofort als harmlosen 
Menschen erkennt, nachzuweisen, daß 
er Teilnehmer einer armenischen Welt- 
veYschwörung sei, die Produkt der 
pantürkischen Ideologie war und zu­
gleich als Vorwand für den Völkermord 
an den Armeniern herhalten sollte. War­
tan soll ein Geständnis abliefem/daß er 
den Prinzenmord in Sarajevo begangen 
habe, um somit den Ersten Weltkrieg 
auszulösen.

Die Armenier sitzen überall, sagte der 
Müdir, wo das Böse am Rad der Weltge­
schichte dreht. Alle Hebel sind in ihren 
Händen.

- Davon wußte ich nichts, Müdir Bey.
- Und das Schlimmste ist: sie wollen 

uns Türken einen Strick drehen.
- Davon weiß ich nichts, Müdir Bey.

Es gibt eine armenische Weltver­
schwörung, sagte der Müdir. Sie sind die 
wirklichen Drahtzieher dieses Krieges. 
Ihr Endziel ist die Vernichtung der 
Menschheit. Aber zuerst wollen sie uns 
Türken schaden. Und deshalb haben sie 
diesen Krieg geplant. (S. 98)

Die deutschen Militärberater, Offiziere 
und militärischen Ausbilder gehören 
zur türkischen Machinerie, es wird 
deutlich, daß sie mit Waffen, Geld und 
Interessen die jungtürkische Bewegung 
unterstützen und dies als Teil ihres Kal­
küls betrachten.

- Ich habe gestern mit dem deutschen 
Konsul gesprochen, sagte der Major (ein 
deutscher Major, Anm.d. Verf).

- Wegen der Armenier?
- Wegen der Hinrichtungen und der 

vielen Verhaftungen.
- Was hat der Konsul gesagt?
- Er hat bereits Berlin benachrichtigt 

und sich dort an höchster Stelle be­
schwert. Aber dort weiß man seit langem 
Bescheid.

- Könnte der Kaiser nicht etwas unter­

nehmen, um diesen vielen Ver­
haftungen und Hinrichtungen 
Einhalt zu gebieten?

- Der Kaiser mischt sich hier 
nicht ein. Außerdem: es ist Krieg. 
Verhaftungen sind überall an der 
Tagesordung.

- Und Hinrichtungen.
- Die auch.
- Aber doch nicht in diesem Um­

fange. '
- Da haben Sie recht. Nicht in 

diesem Umfange.
- Hat der Konsul noch was ge­

sagt?
- Ja. Er hat gesagt: die Türken 

bereiten ein Massaker vor.
- An den Armeniern?
-Ja.
- Hier hat es immer schon Mas­

saker gegeben. Das wäre nichts 
Neues.

- Das stimmt.
- Hat der Konsul noch etwas ge­

sagt?
- Ja. Er hat gesagt: die Türken 

bereiten ein Massaker vor, wie es 
die Weltgeschichtenochnichtge­
sehen hat. Es wird alle Massaker 
der Geschichte in den Schatten 
stellen.

- Und woher will er das wissen? 
.-Er hat Informationen.
- Ein großes Massaker also?
-Ja.
- Wann?
- Das weiß man nicht.
- Worauf warten die Türken.
- Auf einen handfesten Ankla­

gepunkt.
- Um das ganze armenische 

Volk anzuklagen?
-Ja.
- Da muß der Kaiser aber ein­

schreiten?
- Das müßte er.
- Schließlich schießen die Tür­

ken mit deutschen Waffen.
- Da haben Sie recht.
- Der Konsul sollte den Kaiser 

benachrichtigen. Er sollte tele­
graphieren: Es steht ein Massa­
ker bevor, wie es die Weltge­
schichte noch nicht gesehen hat. 
Die Opfer sind Christen.

- Das würde nichts nützen.
- Warum?
- Weil den Kaiser nicht interes­

siert, was eventuell geschehen 
könnte.

- Sie meinen: es muß erst ge­
schehen.

- Jawohl.
- Man braucht Tatsachen? Kon­

krete Berichterstattung.?
- So ist es.
- Um ihn dann zu bitten, hier 

einzulenken.
-Ja.
- Aber dann wird es doch zu 

spät sein? (S. 171/172)

' EDGAR
HILSENRATH

Das Märchen 
vom letzten Gedanken

Ein historischer Roman aus dem Kaukasus

Quellen:
Kurdische Geschichte im Überblick, GNN Verlag Mün­
chen 1995, S. 25/26
Norbert Schlachtsiek-Freitag: Edgar Hilsenrath. 51. Nlg. 
Kritisches Lexikon zu deutschsprachigen Gegenwartsli­
teratur - KLG
Peter Stenberg (University of British Columbia): Memo­
ries of the Holocaust - Edgar Hilsenrath and the Fiction 
of Genocide. DVLG, 56,1982, S. 277-289)
Der Autor (zitiert aus: Norbert Schlachtsiek-Freitag: Ed­
gar Hilsenrath. 51. Nlg. Kritisches Lexikon zu deutsch­
sprachigen Gegenwartsliteratur - KLG):
Edgar Hilsenrath, geboren am 2.4.1926 in Leipzig, ent­
stammt einer jüdischen Kaufmannsfamilie. Er wuchs in 
Leipzig und Halle an der Saale auf und besuchte bis 1938 
die Mittelschule. Aus Furcht vor dem eskalierenden Ju­
denpogrom schickte der Vater die Familie zu Verwand­
ten nach Siret/Rumänien. Nach der Machtergreifung der 
Faschisten in Rumänien wurde Hilsenrath 1941 ins jüdi­
sche Ghetto der ukrainischen Stadt Moghilev-Podels de­
portiert. Nach der Befreiung durch russische Truppen 
1944 schlug er sich unter lebensbedrohlichen Umständen 
nach Bukarest durch; nach der Kapitulation Rumäniens 
zog er mit gefälschten Papieren nach Palästina. 1951 wan­
derte er in die USA, deren Staatsbürgerschaft er annahm, 
aus und lebte bis 1975 vorwiegend in New York. Als 
deutschschreibender Autor wurde Hilsenrath Mitglied 
von „The Author’s Guild“, „The Author’s League“ und des 
PEN-Clubs der USA. Ende 1975 kehrte er nach Deutsch­
land zurück, seitdem lebt er mit einem amerikanischen 
Paß in Berlin.
Preise: Alfred-Döblin-Preis, zusammen mit Einar Schleef 
(1989); Heinz-Galinski-Preis . (1992); Hans-Erich-Nos- 
sack-Preis (1994).
Über Edgar Hilsenrath und seine Bücher zu schreiben, 
heißt zunächst einmal, an Versäumnisse der westdeut­
schen (Groß-)Verlage zu erinnern. Offerten von interna­
tionalen Literaturagenten, Empfehlungen von ‘scouts’, 
hervorragende Kritiken und Millionenauflagen im Aus­
land - viele Jahre lang hat keiner dieser Vorzüge ausge­
reicht, um auch nur einen westdeutschen Verleger für Ed­
gar Hilsenrath zu interessieren. Erst 1979, nachdem ein 
Kleinverlag den Autor ‘durchgesetzt’ hatte und Hilsen­
rath einen neuen Verlag suchte, traten die Großen der 
Branche zum Pokern um Handgelder und Titelrechte an. 
Hilsenraths Komplikationen mit deutschen Verlagen rei­
chen bis ins Jahr 1964 zurück. Damals schrieb der ame­
rikanische Literaturkritiker Henry Marx, dem der De­
bütroman „Nacht“ zur Beurteilung vorgelegen hatte, ei­
nen „begeisterten Empfehlungsbrief“ an den Kindeier 
Verlag, dessen Chef das Buch daraufhin offenbar gegen 
massive interne Widerstände ins Programm aufnahm... 
mit einer Auflage von 1000 ...

Das Märchen vom letzten Gedanken, Edgar Hilsenrath. 
Erschienen als Taschenbuch im Heyne Verlag, Best.Nr. 
01/9101. DM 16,90. - (evd)

'TERMINE

4. /7.I.: Die Arbeitsgemeinschaft Konkrete De­
mokratie - Soziale Befreiung führt die Winter­
kurse der Linken Schule Schnepfenthal vom 4. 
bis 7. Januar 1996 durch (Donnerstag mittag 
bis Sonntag mittag). Wie immer finden drei 
Kurse statt, diesmal zu den Themen.’Phtloso- 
phie: Religion und Staat, Glaube und Gewalt. 
Geschichte: Geschichte der Kommunalverfas­
sungen. Wirtschaftspolitik/ Gewerkschaftsbe­
wegung: Kommunales Wirtschaften. Ort: Die 
Linke Schule findet wiederum in Schnepfent­
hal (Thüringen), Hotel Hermannstein statt.

• Anmeldung zu den Kursen für Interessierte 

aus den westlichen Bundesländern: GNN 
Hamburg, Palmaille 24,22767 Hamburg, Tel. (0 
40) 38 13 93, Fax (0 40) 3 89 83 31

\
27.7 28.1.: 2. Tagung des 4. Parteitages der PDS 
in Magdeburg. Tagesordnung u.a.: Politische 
Aufgaben der PDS 1996 bis 1998 (Debatte und 
Beschlußfassung); Die PDS in den Kommunen 
- Leitantrag zur Kommunalpolitik; Bericht Re­
chenschaftslegung 1994; Wahlen zur Bundes- 
schieds- und zur Finanzrevisionskommission; 
Beschlußfassung über die Finanzordnung der 
PDS.

27./28.1. Grüner Länderrat in Erfurt 

27.1. 18. Landeskonferenz antifaschistischer 
Initiativen und Organisationen in NRW in 
Duisburg

374.2. Grüner Frauenrat in Kassel

9.-11.2.: Wintertreffen der Bundesarbeitsge­
meinschaft der Sozialhilfe-Initiativen in der 
Jugendherberge in Osnabrück, Iburger Str. 2. 
Anmeldungen beim Büro der BAGs in Frank­
furt, Moselstr. 25,60329 Frankfurt, 
Tel. 069/250030, Fax 069/235584

1. / 3; 3. : Bundesdelegiertenkonferenz von 
Bündnis 90 / Die Grünen in Mainz.

9710. März: BWK-Bundeskonferenz in Köln.

10. März: Kommunalwahlen in Bayern.

24. März : Landtagswahlen in Schleswig-Hol­
stein, Baden-Württemberg und Rheinland- 
Pfalz.

176. 4. Linkes Medienspektakel in Suhl 
(Thüringen)

14716. 6. Kommunalpolitischer Kongreß von 
Bündnis 90/Grüne in Erfurt

22. September : Kommunalwahlen in Nieder- 
* sachsen




